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TEIL I: BEGRÜNDUNG 

1. ALLGEMEINES 

In der Gemeinde Salzbergen wird die 60. Flächennutzungsplanänderung sowie im Parallelver-
fahren die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 106 „Sondergebiet Ortsmitte, Bereich zwi-
schen Poststraße, Am Gillenbrink, Bahnlinie und L39“ erforderlich, um auf die aktuellen städ-
tebaulichen Gegebenheiten reagieren zu können. Im Geltungsbereich ist die Modernisierung 
und die Erweiterung eines bestehenden Gebäudes für Grundversorger vorgesehen. 
 
Als Art der baulichen Nutzung beinhaltet diese Flächennutzungsplanänderung folgende Dar-
stellungen: 
 

• Sonderbaufläche (S) (§ 1 Abs. 2 Nr. 11 BauNVO) 

• Gemischte Baufläche (M) (§ 1 Abs. 2 Nr. 6 BauNVO) 

• Straßenverkehrsfläche 

• Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen, sowie von Gewässern. 

 
Weitere Darstellungen sind nicht enthalten. 
 

1.1. Planungsunterlage 

Die Flächennutzungsplanänderung wird auf einer Planunterlage im Maßstab 1:1.000 angefer-
tigt. Die Planunterlage wurde durch das Landesamt für Geoinformation und Landesvermes-
sung Niedersachsen (LGLN); Regionaldirektion Osnabrück-Meppen - Katasteramt Lingen zur 
Verfügung gestellt und wird unter der Antragsbuch-Nr. L4-112/2011 geführt. Der Planaus-
schnitt beinhaltet einen Teilbereich der Gemeinde Salzbergen, Gemarkung Salzbergen, Flur 6. 

2. LAGE UND GRÖßE, DERZEITIGER PLANUNGS- UND NUTZUNGSZUSTAND 

Der Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung Nr. 60 „Sonderbaufläche Ortsmitte, 
Bereich zwischen Poststraße, Am Gillenbrink, Bahnlinie und L39“ liegt am südöstlichen Rand 
des Ortskernes von Salzbergen. 
 
Die Lage des Geltungsbereiches kann dem Übersichtsplan auf dem Deckblatt sowie dem Luft-
bild (vgl. Abbildung 1 & 2) entnommen werden. Die Größe des Geltungsbereiches beträgt etwa 
1,88 ha. Die Geländehöhe bewegt sich um 35,0 m NHN. Im Rahmen der 60. Änderung des 
Flächennutzungsplanes wird vornehmlich eine „Sonderbaufläche“ gemäß § 4 Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) mit der Zweckbestimmung „Einkaufszentrum (EKZ)“ festgesetzt. Ein 
kleiner Teilbereich bleibt als Mischgebiet (MI) bestehen. Der Geltungsbereich umfasst neben 
einem bestehenden Supermarkt auch dazugehörige Parkflächen, Mischgebiet mit Wohnbe-
bauung sowie im südlichen Bereich Gehölzstrukturen. 
 
Die Planfläche befindet sich im Südosten des Ortskernes der Gemeinde Salzbergen. Der Gel-
tungsbereich wird südlich durch die Landesstraße (L39) und westlich durch die Poststraße 
begrenzt. Richtung Nordwesten befindet sich die Gemeindestraße „Am Gillenbrink“ sowie 
nach Nordosten Bahngleise der Bahntrasse Rheine/Norddeich. Aktuell wird der Geltungsbe-
reich dieser Bauleitplanung überwiegend gewerblich genutzt (Combi- & Aldi-Markt). Der west-
liche Bereich ist durch Wohnnutzung geprägt. 
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Abbildung 2: Luftbild unmaßstäblich (NLWKN 2022) 

 

3. ÜBERGEORDNETE PLANUNGSAUSSAGEN 
3.1. Regionales Raumordnungsprogramm 

Nach dem zeichnerischen Teil des Regionalen Raumordnungsprogramms des Landkreises 
Emsland (RROP 2010) liegt das Planungsgebiet im Bereich „Vorhandene Bebauung/Bauleit-
planerisch gesicherter Bereich“ (Textziffer 2.2 01). 
 

Lage der 60.  Flächen-
nutzungsplanänderung 
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Abbildung 3: Auszug aus dem RROP 2010 des Landkreises Emsland (unmaßstäblich) 

 
Im RROP 2010 des Landkreises Emsland ist Salzbergen als „Grundzentrum mit mittelzentraler 
Teilfunktion“ (vgl. Textziffer 2.2 04 des RROP 2010) ausgewiesen. Salzbergen gilt als ein 
Standort mit der Schwerpunktaufgabe der „Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten“ so-
wie der „Sicherung und Entwicklung von Arbeitsstätten“ (vgl. Textziffer 2.2 05 des RROP 
2010). Darüber hinaus kommt Salzbergen als Standort die „besondere Entwicklungsaufgabe 
Erholung“ (vgl. Textziffer 2.1 05 des RROP 2010) zu. 
 
Im Textteil heißt es hierzu: „In diesen Grundzentren sind zentralörtliche Einrichtungen und 
Angebote für den allgemeinen täglichen Grundbedarf zu sichern und zu entwickeln. Auch in 
den Gemeinden und Gemeindeteilen außerhalb der Standorte der Mittel- und Grundzentren 
sind zur Aufrechterhaltung einer wohnortbezogenen Nahversorgung im erforderlichen Maße 
Wohn- und Gewerbebauland sowie Infrastruktureinrichtungen im Rahmen der Bauleitplanung 
auf der Grundlage der Bevölkerungsentwicklung bereitzustellen.“ (vgl. Textziffer 2.2 06 07 des 
RROP 2010) 
 
Raumordnerische Beurteilung des Vorhabens 
„Gemäß Landes-Raumordnungsprogramm des Landes Niedersachsen (LROP) 2017 und Re-
gionales Raumordnungsprogramm des Landkreises Emsland (RROP) 2010 erfordert die Aus-
weisung neuer Flächen für den großflächigen Einzelhandel eine Abstimmung im regionalen 
und überregionalen Rahmen (Abstimmungsgebot). Gemäß Kongruenzgebot müssen Ver-
kaufsfläche und Warensortiment von Einzelhandelsgroßprojekten der zentralörtlichen Versor-
gungsfunktion und dem Verflechtungsbereich des jeweiligen Zentralen Ortes entsprechen. So-
fern der Einzugsbereich des Vorhabens den zentralörtlichen Verflechtungsbereich der Ansied-
lungsgemeinde nicht wesentlich überschreitet, entspricht das Vorhaben dem Kongruenzgebot. 
Verkaufsfläche und Warensortiment von Einzelhandelsgroßprojekten sind nur an städtebau-
lich integrierten Standorten zulässig (Integrationsgebot). Zusätzlich sind neue Einzelhandels-
großprojekte nur innerhalb eines Zentralen Siedlungsgebietes des jeweiligen Zentralen Ortes 

Lage des Änderungs-
bereiches  
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zulässig (Konzentrationsgebot). Ausgeglichene Versorgungsstrukturen und deren Verwirkli-
chung, die Funktionsfähigkeit der zentalen Orte und integrierte Versorgungsstandorte sowie 
die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung dürfen nicht wesentlich beeinträchtigt wer-
den (Beeinträchtigungsverbot). 
Demnach ist ein Einzelhandelsgroßprojekt mit den Zielen der Raumordnung vereinbar, wenn 

• Verkaufsfläche und Warensortiment der zentralörtlichen Versorgungsfunktion und dem 
Verflechtungsbereich des jeweiligen Zentralen Ortes entsprechen und 

• ausgeglichene Versorgungsstrukturen und deren Verwirklichung, die Funktionsfähig-
keit der Zentralen Orte und integrierter Versorgungsstandorte sowie der verbraucher-
nahen Versorgung der Bevölkerung nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 

 
Beurteilung 
Die Gemeinde Salzbergen ist im RROP 2010 als Grundzentrum ausgewiesen und hat damit 
die zentralen Einrichtungen zur Deckung des Allgemeinen täglichen Grundbedarfs bereitzu-
stellen. 
 
Nach raumordnerischer Prüfung sowie nach Auswertung der vorgelegten gutachterlichen Aus-
führungen und der eingegangenen Stellungnahme stellt der Landkreis Emsland fest, dass die 
Erweiterung und der Neubau zweier Lebensmittelmärkte (Aldi und Combi) sowie die Ansied-
lung zweier Fachgeschäfte (Takko und Tedi) was mit den vorgenannten Verkaufsflächen in 
Übereinstimmung mit dem Einzelhandelskonzept der Gemeinde Salzbergen, von der Lage 
sowie vom Verkaufs- und Angebotssortiment mit der zentralörtlichen Bedeutung Salzbergens 
vereinbar ist, ausgeglichene Versorgungsstrukturen benachbarter Gemeinden sowie die Funk-
tionsfähigkeit der zentralen Orte und integrierter Versorgungsstandorte nicht wesentlich be-
einträchtigt werden oder schädliche raumordnerische Auswirkungen zu erwarten sind. 
 
Da es sich bei dem Vorhaben um ein Einzelhandelsgroßprojekt gemäß § 11 Abs. 3 Baunut-
zungsverordnung handelt, ist im Rahmen der Bauleitplanung (Sondergebiet „Einzelhandel“) 
sicherzustellen, dass die der raumordnerischen Überprüfung zugrundeliegenden Verkaufsflä-
chen eingehalten werden“ (Landkreis Emsland, 2022). 
 
Die vollständige raumordnerische Beurteilung befindet sich im Anhang. 
 

3.2. Landschaftsrahmenplan 

Innerhalb des Geltungsbereiches finden sich im Landschaftsrahmenplan (LRP) des Landkrei-
ses Emsland (2001) keine Schutzgebietsausweisungen, geschützte Biotope oder sonstige 
Darstellungen geschützter Bereiche 
 
Die folgende Abbildung zeigt einen Auszug aus dem Landschaftsrahmenplan mit der Abgren-
zung des Geltungsbereiches. 
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Abbildung 4: Auszug aus dem LRP des Landkreises Emsland (ohne Maßstabsangabe) 

 
Es ist herauszustellen, dass für den direkten Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 106 
keine Darstellungen im Landschaftsrahmenplan bestehen. 
 
Umliegend befinden sich einige Schutzgebiete, welche jedoch nicht betroffen sind. 
 
Nördlich sowie westlich des Geltungsbereiches befinden sich in einer Entfernung von rund 
600 m die Landschaftsschutzgebiete „Emstal“ (LSG EL 00023) und „Natura 2000-Emsauen 
von Salzbergen bis Papenburg“ (LSG EL 00032) sowie das FFH-Gebiet Nr. 13 „Ems“. 
 
Südwestlich befindet sich in einer Entfernung von ca. 870 m das Landschaftsschutzgebiet 
„Gutswald Stovern“ (LSG EL 00034) sowie das FFH-Gebiet „Gutswald Stovern“ (3610-301). 

4. ZIELE UND ZWECKE DER PLANUNG 
4.1. Aufgaben des Flächennutzungsplanes 

Der Flächennutzungsplan hat als vorbereitende Bauleitplanung die Aufgabe, die sich aus der 
beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung in den Grund-
zügen darzustellen. Er ist die Grundlage für die Aufstellung der Bebauungspläne (verbindliche 
Bauleitpläne). 

Gem. § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit 
es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Erforderlich im Sinne des 
§ 1 Abs. 3 BauGB kann auch eine bauleitplanerische Regelung sein, die es ermöglichen soll, 
einer Bedarfslage gerecht zu werden, die sich zwar noch nicht konkret abzeichnet, aber bei 
vorausschauender Betrachtung in einem absehbaren Zeitraum erwartet werden kann (OVG 
Niedersachsen, 17.02.05 - 1 KN 7/04). Da der Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 BauGB „aus 

Geltungsbereich 
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dem Flächennutzungsplan entwickelt“ werden muss, besteht das Erfordernis, den Flächennut-
zungsplan entsprechend zu ändern. Dies erfolgt im Rahmen dieser 60. Änderung. 

 
Abbildung 5: Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde Salzbergen 

 
Das Plangebiet ist derzeit im Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Salzbergen als Ge-
werbliche Baufläche (G) sowie in einem Streifen parallel zur Poststraße als gemischte Bauflä-
che (MI) dargestellt. Südlich, westlich und nordwestlich grenzen Straßen an. Nordöstlich wird 
das Gebiet durch eine Bahntrasse begrenzt. Zusätzlich befindet sich am südlichen Rand des 
Plangebiets ein begrünter Streifen in Form einer Grünfläche mit Erhaltungsgebot (vgl. vorhe-
rige Abbildung). 
 
Als Art der baulichen Nutzung wird im Rahmen der 60. Flächennutzungsplanänderung (Paral-
lelverfahren) die Darstellung einer Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung „Großflächiger 
Einzelhandel und Dienstleistungen“ gem. § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO vorgesehen. 
 
Dem § 8 Abs. 2 BauGB, wonach Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwi-
ckeln sind, wird somit entsprochen. 

4.2. Standortbegründung 

Dieser Standort bietet sich an, da hier bereits ein Gebäude mit Einzelhandelsbetrieben be-
steht, dass maßvoll erweitert werden kann und eine ausreichende Flächenverfügbarkeit 
durch das angrenzende Grundstück gegeben ist sowie eine bereits nahezu durchgehende 
Flächenversiegelung vorliegen. Auf diese Weise ist eine zusätzliche Versiegelung nur ge-
ringfügig notwendig und der Neubau auf der „grünen Wiese“ kann vermieden werden. Dem § 
1a des Baugesetzbuches, zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden, wird Rechnung 
getragen. Zudem bietet sich hier die zentrale Lage und die gute örtliche und überörtliche Er-

Änderungsbereich 
60. Änderung FNP „Son-
derbaufläche Ortsmitte, 
Bereich zwischen Post-
straße, Am Gillenbrink, 
Bahnlinie und L39“ 
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schließung für die Weiterentwicklung der Nahversorgung in der Gemeinde Salzbergen beson-
ders an. 

4.3. Planerfordernis/Planinhalt 

Planungsanlass ist der Antrag des Grundstückseigentümers bzw. Vorhabenträgers zur Auf-
stellung eines Bebauungsplans sowie zur zugehörigen Flächennutzungsplanänderung im Pa-
rallelverfahren. Das Planungsziel besteht darin, die Erweiterung, Modernisierung und Errich-
tung von Einzelhandelsbetrieben, durch die entsprechende Bauleitplanung vorzubereiten und 
die geplanten baulichen Anlagen zu sichern. 
 
Mit diesem Vorhaben findet die Modernisierung sowie Erweiterung und Ergänzung um weite-
ren Einzelhandel innerhalb des Planungsgebietes statt. 
 
Um Versiegelung zu vermeiden und somit § 1a Abs. 2 BauGB zu entsprechen, findet die Pla-
nung auf bereits versiegelter Fläche statt. 
 

5. EINWIRKUNGEN, AUSWIRKUNG, ZU BERÜCKSICHTIGENDE BELANGE 

Der § 1 Abs. 5 und Abs. 6 BauGB enthält eine Aufzählung der Leitlinien und Belange, die in 
der Abwägung – zur Aufstellung der Bauleitpläne – insbesondere zu berücksichtigen sind. In 
die Abwägung sind auch die „Bodenschutzklausel“ und die „Eingriffsregelung“ nach § 1a 
Abs. 2 und 3 BauGB einzubeziehen. 

5.1. Belange des Naturschutzes 

Aufgrund der nahezu vollständigen bestehenden Versiegelung sind nur geringfügig negative 
Einflüsse zu erwarten. Der südlich verlaufende Gehölzstreifen liegt innerhalb des Geltungsbe-
reiches und wird hier erhalten. 

Folgende Vorkehrungen zur Vermeidung sollten durchgeführt werden, um Gefährdungen von 
Tier- und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-RL und von Vogelarten zu vermeiden oder 
zu mindern. Die Ermittlung der Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 
BNatSchG erfolgt unter Berücksichtigung folgender Vorkehrungen:  

• Vermeidungsmaßnahme V1: Eventuell notwendige Fäll- oder Rodungsarbeiten erfol-
gen nicht in der Zeit vom 1. März bis 30. September (siehe § 39 Abs. 5 BNatSchG), 
zur Vermeidung baubedingter Tötungen oder Verletzungen von Gehölzbrütern unter-
schiedlicher Strukturen.  

• Vermeidungsmaßnahme V2: Ein eventuell notwendiger Gehölzeinschlag ist auf das 
unbedingt erforderliche Ausmaß zu reduzieren, um potenzielle Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten zu erhalten.  

• Vermeidungsmaßnahme V3: Die Herrichtung des Baufeldes (wie das Abschieben des 
Oberbodens) sowie notwendige Arbeiten im Seitenraum von Wegen, Straßen und Grä-
ben erfolgen außerhalb der Brutzeit der auftretenden bodenbrütenden Vogelarten 
(Zeitraum: 1. März bis 31. Juli), zur Vermeidung baubedingter Tötungen oder Verlet-
zungen von Bodenbrütern unterschiedlicher Strukturen. 

Ist ein Einhalten der Bauzeitenbeschränkung nicht möglich, ist vor der Baufeldräumung 
die geplante Baufläche durch geeignetes Fachpersonal auf potenzielle Nester hin zu 
überprüfen. Sollten sich keine Brutstätten im Baufeld befinden, so ist die Herrichtung 
des Baufeldes gestattet. Ruhen die Bauarbeiten innerhalb der Brutzeit länger als zwei 
Wochen, ist eine Wiederaufnahme der Arbeiten erst möglich, wenn keine Brutstätten 
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im Baufeld angelegt wurden. Die Baufläche ist durch geeignetes Fachpersonal zu über-
prüfen. Sollten sich keine Brutstätten im Baufeld befinden, so können die Arbeiten fort-
gesetzt werden. 

Notwendige Arbeiten im Seitenraum von Wegen, Straßen und Gräben erfolgen außer-
halb der Brutzeit von Brutvogelarten der Ruderalfluren, Brachen und Gewässer (insbe-
sondere der Gräben), zur Vermeidung der Zerstörung von Gelegen (Zeitraum: 1. März 
bis 31. Juli).  

Gehölze mit einem Brusthöhendurchmesser über 20 cm sind bei einer Fällung unmit-
telbar vor der Maßnahme durch fledermauskundliches Personal auf eine Besetzung 
durch Fledermäuse zu überprüfen (ökologische Baubegleitung). 

• Vermeidungsmaßnahme V4: Die nächtliche Beleuchtung des Geltungsbereiches, ins-
besondere im Bereich der zukünftigen Stellplatzanlage, ist fledermausfreundlich zu ge-
stalten, damit Tötungen, Verletzungen und Störungen der vorkommenden Fleder-
mausarten vermieden werden. 

Die Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG werden durch das ge-
plante Vorhaben nicht erfüllt. 

Bei allen Arten kann eine dauerhafte Gefährdung der jeweiligen lokalen Populationen unter 
Berücksichtigung der definierten Vermeidungsmaßnahmen V1 bis V4 ausgeschlossen wer-
den, so dass sich der Erhaltungszustand der Populationen in ihrem natürlichen Verbreitungs-
gebiet nicht verschlechtern wird. 

Auf die Erstellung eines Landschaftspflegerischen Begleitplanes (LBP) wurde verzichtet, da 
dessen Inhalte vollumfänglich Teil des Umweltberichts (Teil II der Begründung) sind. 
 
Im Rahmen der Eingriffsbilanzierung (siehe Kapitel 2.b.1, Teil II Umweltbericht) ergab sich in 
der quantitativen Gegenüberstellung des Bestandswertes von 12.514 Werteinheiten (WE) und 
des Planungswertes von 7.077 WE ein Kompensationsdefizit von 5.437 WE. 
 
Die benötigten Werteinheiten werden aus dem der Gemeinde Salzbergen zur Verfügung ste-
henden Ersatzflächen-Pool an bereits geschaffenen Werteinheiten heraus bilanziert. Die ge-
wählte Fläche (Sal-041 (Fläche-Nr. 20) Bezeichnung: Fläche „Piepel“) liegt in der Gemeinde 
Salzbergen, Flur 27; Flurstück 14/2 an der Devesstraße/Ecke Neuenkirchener Damm. Auf die-
ser Fläche stehen noch 7.946 Werteinheiten zur Verfügung, welche durch die Aufforstung ei-
nes Laubmischwaldes im Jahr 2009 generiert wurden. Die Neuanlage einer Kompensations-
fläche/-maßnahme ist somit nicht notwendig. 
 
Natura-2000-Gebiete 
Im Plangebiet gelten keine Erhaltungsziele und Schutzzwecke von Gebieten mit gemeinschaft-
licher Bedeutung oder der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes (BNatSchG) . Zudem sind keine weiteren Schutzgebiete innerhalb des Gel-
tungsbereiches vorhanden. Gebiete des Europäischen ökologischen Netzes „Natura 2000“ 
(§ 10 Abs. 1 Nr. 8 BNatSchG) sind von der Planung ebenfalls nicht betroffen. Die am nächsten 
zum Geltungsbereich gelegenen Bereiche befinden sich südlich sowie östlich in rund 600 m 
Entfernung. Es handelt sich hierbei um die FFH-Gebiete „Ems“ und „Gutswald Stovern“. 

5.2. Belange der Ver- und Entsorgung 

Das Plangebiet kann über die in den umliegenden Straßen („Am Gillenbrink“, „Poststraße“) 
bereits vorhandenen Ver- und Entsorgungsanlagen (Abwasser, Frischwasser, Strom, Gas, 
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Telekommunikation etc.) angeschlossen werden. Für die geplante Bebauung ist der Anschluss 
an vorhandene Erschließungsanlagen grundsätzlich möglich. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass bestehende Ver- und Entsorgungseinrichtungen mit der ent-
sprechenden Vorsicht und Sorgfalt behandelt werden sollen. Bei Arbeiten im Bereich der Ver- 
und Entsorgungsleitungen ist das DVGW-Arbeitsblatt GW 315 "Hinweis für Maßnahmen zum 
Schutz von Versorgungsanlagen bei Bauarbeiten" zu beachten.  
 
Alle Arbeiten in der Nähe der Versorgungseinrichtungen sind mit besonderer Sorgfalt auszu-
führen, da bei Annäherung bzw. deren Beschädigung Lebensgefahr besteht. Bei eventuellen 
Tiefbauarbeiten ist auf die vorhandenen Versorgungsleitungen Rücksicht zu nehmen, damit 
Schäden und Unfälle vermieden werden. Schachtarbeiten in der Nähe der Versorgungsein-
richtungen sind von Hand auszuführen. Im Hinblick auf einen auch künftig erforderlichen si-
cheren Betrieb unserer Versorgungseinrichtungen sowie zur Vermeidung von Schäden und 
Unfällen sind Anpflanzungen sowie alle Erdarbeiten einschließlich Geländeaufhöhungen und 
-abtragungen im Näherungsbereich der Versorgungsleitungen zwingend mit uns abzustim-
men. 
 
Die Erschließungsträger werden frühzeitig zur Gewährleistung einer sicheren und wirtschaftli-
chen Erschließung des Plangebiets benachrichtigt. Innerhalb der Verkehrsflächen werden ge-
eignete und ausreichende Trassen von mindestens 2,0 m Breite für die Versorgungsleitungen 
im öffentlichen Seitenraum zur Verfügung gestellt. Die Gesamtbreite setzt sich zusammen aus 
einer benötigten Rohrgrabenbreite von bis zu 1,2 m und den Mindestabständen zur Endaus-
baustraße und den Grundstücksgrenzen von jeweils mindesten 0,3 m. Diese Trassen sind von 
Bepflanzungen, Regenwassermulden, Rigolensystemen und von Versickerungsschächten 
freizuhalten, um eine ausreichende Rohrdeckung und Betriebssicherheit zu gewährleisten. Bei 
Baumpflanzungen im Bereich bestehender und noch zu verlegender Versorgungsleitungen 
muss ein Mindestabstand von 2,5 m eingehalten werden. Es wird in diesem Zusammenhang 
auf das Merkblatt DVGW GW 125 „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ verwiesen. 
Leitungstrassen sind grundsätzlich von Baumpflanzungen freizuhalten. 
 
Neu errichtete Gebäude, die über Anschlüsse für Endnutzer von Telekommunikationsdienst-
leistungen verfügen sollen, sind gebäudeintern bis zu den Netzabschlusspunkten mit hochge-
schwindigkeitspassiven Netzinfrastrukturen (Leerrohre, § 3 Abs. 17b TKG) sowie einem Zu-
gangspunkt zu diesen passiven gebäudeinternen Netzkomponenten auszustatten. 

5.2.1. Trinkwasserversorgung/Abwasserversorgung 

Die geplante Bebauung ist bereits an das Trinkwasserversorgungsnetz des Trink- und Abwas-
serverbandes Bad Bentheim, Schüttorf, Salzbergen und Emsbüren (TAV) angeschlossen. 
Gleiches gilt für die Abwasserentsorgung. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass südlich zum Plangebiet eine Altablagerung registriert ist. 
Diese Fläche wird im Altlastenverzeichnis des Landkreises Emsland unter der Anlagennum-
mer 454 045 5 903 0004 mit der Bezeichnung „Erdölraffinerie Salzbergen“ geführt.  
 
Aus Gründen der Vorsorge sind im Planungsgebiet:  

- Grundwasserentnahmen zum Zwecke der Nutzung als Brauchwasser nur zulässig, 
wenn dieses Wasser vorher auf mögliche Verunreinigungen / Kontaminationen unter-
sucht und durch ein entsprechendes Gutachten nachgewiesen wird, dass das Wasser 
unbelastet ist. 

- Grundwasserentnahmen zum Zwecke der Nutzung als Trinkwasser sind unzulässig. 
Die Trinkwasserversorgung darf nur über das öffentliche Leitungsnetz erfolgen. 
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5.2.2. Oberflächenentwässerung 

Die Entwässerung des Geltungsbereiches erfolgt bisher über das bereits bestehende Entwäs-
serungssystem. Dieses besteht aus Regenwasserschächten und -leitungen, Regenwasser-
versickerungsleitungen sowie einer Versickerungsmulde innerhalb der südlich und östlich ver-
laufenden Gehölzstrukturen. Im Rahmen des vorliegenden Bauvorhaben wird jedoch ein 
neues Entwässerungskonzept erarbeitet und rechtzeitig vor Baubeginn vorgelegt. 
 
Die Bestimmungen des Nds. Wassergesetzes (NWG) sind zu beachten. Evtl. erforderliche 
Anträge auf Erlaubnis zur Einleitung von Oberflächenwasser in ein Gewässer und/oder das 
Grundwasser werden im Rahmen der Erschließungsplanung beantragt. 
 
Sollte das anfallende Oberflächenwasser einem Gewässer zweiter Ordnung zugeführt werden, 
ist hierfür frühzeitig unter Beteiligung des Verbandes gemäß § 8 WHG eine entsprechende 
Erlaubnis zu beantragen. 

5.2.3. Abfallentsorgung 

Die Entsorgung der im Plangebiet anfallenden Abfälle erfolgt entsprechend den abfallrechtli-
chen Bestimmungen sowie der jeweils gültigen Satzungen zur Abfallentsorgung des Landkrei-
ses Emsland. Träger der öffentlichen Abfallentsorgung ist der Landkreis Emsland. 
 
Eventuell anfallender Sondermüll wird einer den gesetzlichen Vorschriften entsprechenden 
Entsorgung zugeführt. 

5.2.4. Löschwasserversorgung, Brandschutz 

Die Sicherstellung der Löschwasserversorgung obliegt gemäß § 2 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 des 
Nds. Brandschutzgesetzes (NBrandSchG) der Stadt bzw. Gemeinde. Der Gesetzgeber hat 
von der ihm in § 36 NBrandSchG eingeräumten Verordnungsermächtigung, Einzelheiten hin-
sichtlich der Grundversorgung mit Löschwasser festzulegen, keinen Gebrauch gemacht. Auf 
Empfehlung des Landesfeuerwehrverbandes Niedersachsen e.V. ist daher bei der Ermittlung 
des erforderlichen Löschwasserbedarfs für bebaute Flächen auf die Tabelle „Richtwerte für 
den Löschwasserbedarf“ im Arbeitsblatt W 405 Deutscher Verein des Gas- und Wasserfa-
ches e.V. (DVGW) abzustellen. Danach ist in Industriegebieten mit einer Baumassenzahl 
(BMZ) von >9 ein Löschwasserbedarf von mindestens 1.600 l/min. (96 m³/h) bei einer kleinen 
Gefahr der Brandausbreitung bis zu 3.200 l/min. (192 m³/h) bei einer mittleren bzw. großen 
Gefahr der Brandausbreitung vorzuhalten. 
 
Das Trinkwasserversorgungsnetz des Trink- und Abwasserverbandes Bad Bentheim, Schüt-
torf, Salzbergen und Emsbüren (TAV) ist nicht für die Versorgung mit Löschwasser ausgelegt. 
Somit ist die Löschwasserversorgung auch nicht durch den Wasserverband gewährleistet. Der 
Löschwasserbedarf ist von den entsprechenden Stellen (Brandschutz) zu prüfen, auf Anfrage 
können Angaben zur Leistungsfähigkeit des Trinkwassernetzes gemacht werden. Im Bedarfs-
fall können die geplanten Hydranten von der zuständigen Feuerwehr, unter Beachtung des 
DVGW-Arbeitsblattes W 405 „Bereitstellung von Löschwasser durch die örtliche Trinkwasser-
versorgung, Beiblatt 1: Vermeidung von Beeinträchtigungen des Trinkwassers und des Rohr-
netzes bei Löschwasserentnahmen“ und die seit Juli verabschiedete Norm DIN 14346, „Feu-
erwehrwesen- Mobile Systemtrenner 8-FW“ genutzt werden. Die Trinkwasserversorgung 
muss jedoch gewährleistet bleiben und es dürfen keine Risiken, die den Bestand der Wasser-
verteilungsanlagen und die Qualität des Trinkwassers gefährden eingegangen werden. 
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Aus dem bereits bestehenden Rohrnetz ist derzeit eine Entnahmemenge von 1.600 l/min 
(96 m³/h) möglich. Durch diese Angaben werden weder Verpflichtungen des TAV noch An-
sprüche gegen diesen begründet. Die Löschwasserversorgung wird durch zusätzliche geeig-
nete Löschwasserentnahmestellen (Löschwasserteiche nach DIN 14210, Löschwasserbrun-
nen nach DIN 14220, Löschwasserbehälter nach DIN 14230) in Abstimmung mit der Ortsfeu-
erwehr und der Unteren Brandschutzbehörde sichergestellt. Die erforderlichen Maßnahmen 
zur Sicherstellung des abwehrenden Brandschutzes werden in Abstimmung mit dem Gemein-
debrandmeister und der Abteilung „Vorbeugender Brandschutz“ des Landkreises Emsland 
umgesetzt. Die für den ordnungsgemäßen Brandschutz erforderlichen Anlagen werden in der 
notwendigen Anzahl rechtzeitig im Zuge der Erschließung des Plangebietes in Abstimmung 
mit den zuständigen Stellen bereitgestellt. Zum Baugenehmigungsverfahren wird ein Brand-
schutzgutachten/-konzept vorgelegt. 

5.3. Belange der Infrastruktur 

Es wird ein Anschluss an das Netz des Trink- und Abwasserverband Bad Bentheim, Schüttorf, 
Salzbergen und Emsbüren (TAV) angestrebt. Die Detailabstimmungen erfolgen entsprechend 
mit dem TAV 
 
Die Versorgung mit Elektrizität wird über das Netz der zuständigen Energieversorgung sicher-
gestellt. 
 
Die Versorgung mit Telekommunikationsleitungen erfolgt durch das zuständige Telekommu-
nikationsunternehmen. 
 
Deutsche Telekom Technik GmbH 

 
Abbildung 6: Lage der Telekommunikationslinien 

 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien (TK-Linien) der Telekom, die in nach-
stehendem Lageplan ersichtlich sind. Diese versorgen die vorhandene Bebauung. Die 
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Belange der Telekom- z. B. das Eigentum der Telekom, die ungestörte Nutzung ihres Netzes 
sowie ihre Vermögensinteressen- sind betroffen. 
 
Es ist nicht ausgeschlossen, dass diese Telekommunikationslinien in ihrem Bestand und in 
ihrem weiteren Betrieb gefährdet sind. Die Aufwendungen der Telekom müssen bei der Ver-
wirklichung des Bebauungsplanes so gering wie möglich gehalten werden. Folgende Belange 
sind zu berücksichtigen: 
 
Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen Telekommunikationslinien müssen weiterhin 
gewährleistet bleiben. Konkrete Maßnahmen sind so auf die vorhandenen Telekommunikati-
onslinien abzustimmen, dass eine Veränderung oder Verlegung der Telekommunikationslinien 
vermieden werden kann. 
 
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Tele-
kommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z.B. im Falle von 
Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. 
Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdi-
sche Gehäuse soweit frei gehalten, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeu-
gen angefahren werden können. Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden 
vor Beginn der Arbeiten über die Lage der zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen 
Telekommunikationslinien der Telekom informieren. Die Kabelschutzanweisung der Telekom 
ist zu beachten. 
 

5.4. Belange des Immissionsschutzes (Emissionen/Immissionen) 

Aufgrund der angrenzenden Landesstraße (L 39) und insbesondere der nordöstlich verlaufen-
den Bahntrasse sowie des südlich und südöstlich liegenden Gewerbes kommt es zu Immissi-
onseinwirkungen innerhalb des Planungsgebietes. Daraus ergeben sich nachfolgende Lärm-
pegelbereiche: 
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Abbildung 7: Lärmpegelbereiche im Geltungsbereich (Zech 2022) 

 

Lärmpegelbereich Maßgeblicher Außenlärmpegel 
 La in dB 

V 75 

VI 80 

 
Die Lärmpegelbereiche ergeben sich aus den Emissionen von Gewerbe- und Verkehr. 

5.4.1. Gewerbelärm 

Die Gewerbelärmuntersuchung hat ergeben, dass nur an den Wohnhäusern Am Gillenbrink 1 
und Am Gillenbrink 3 relevante Immissionsbeiträge durch die geplante Marktnutzung hervor-
gerufen werden. 
 
An allen übrigen Immissionsorten wird der Richtwert im Tageszeitraum um mindestens 7 dB 
und im Nachtzeitraum um mindestens 9 dB unterschritten (Einhaltung des Irrelevanzkriteriums 
der TA Lärm). Zum Teil liegen Immissionsorte mit einer Richtwertunterschreitung um mindes-
tens 10 dB sogar außerhalb des akustischen Einwirkungsbereiches der Märkte. Somit ist hier 
von keiner unzulässigen Gewerbelärmzusatzbelastung durch das Vorhaben im Sinne der 
TA Lärm auszugehen. 
 
Am Wohnhaus Am Gillenbrink 1 und 3 wird der Richtwert im Tageszeitraum um mindestens 
2 dB unterschritten. Im Nachtzeitraum ist am Wohnhaus Am Gillenbrink 3 davon auszugehen, 
dass der Richtwert durch die Marktnutzung mit Nachtablieferung eingehalten, aber anteilig 
ausgeschöpft wird. Somit leisten die geplanten Nutzungen der Märkte relevante Zusatzbei-
träge im Sinne der TA Lärm. 
 
Der Beurteilungspegel wird hierbei durch den Ansatz einer nächtlichen An- und Abfahrt eines 
LKW (inkl. laufendem Kühlaggregat des LKW auf dem Fahrweg) innerhalb der lautesten 
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Nachtstunde bestimmt. Diese nächtlichen Anlieferungen sind nach Betreiberangaben bereits 
im derzeitigen Bestand vorhanden und werden durch die Vorhabenplanung nicht verändert.  
 
Wie in Kapitel 3 (siehe Gutachten) zur Einschätzung der Gewerbelärmvorbelastung erläutert, 
ist an diesen Wohnhäusern Am Gillenbrink davon auszugehen, dass die Gewerbelärmsitua-
tion durch die bereits vorhandene Marktnutzung – als Bestandteil der genehmigten Gesamt-
gewerbelärmsituation – bestimmt wird und die Vorbelastung aus den weiter entfernten Indust-
rie- und Gewerbegebieten auf Grund des Abstands, näher gelegener schützenswerter Wohn-
nutzungen und der Abschirmung durch vorhandene Gebäude zu vernachlässigen ist bzw. 
nicht relevant zur Gewerbelärmsituation beitragen dürfte. 
 
Unter diesem Aspekt ist auch an den Wohnhäusern Am Gillenbrink von keinen unzulässigen 
Gewerbelärmeinwirkungen nach TA Lärm auszugehen. 
 
Unzulässige Spitzenpegeleinwirkungen durch Einzelereignisse sind bei bestimmungsgemä-
ßer Nutzung und Einhaltung des Standes der Lärmminderungstechnik nicht zu erwarten. (Zech 
Ingenieurgesellschaften 2022). 
 

5.4.2. Verkehrslärm 

Vorhabenerzeugter Mehrverkehr auf öffentlichen Straßen (Nr. 7.4 der TA Lärm) 
Wie die Ergebnisse des Kapitels 11 (siehe Gutachten) zeigen, ist unter Zugrundelegung der 
verkehrlichen Kennwerte durch den vorhabenerzeugten Mehrverkehr auf öffentlichen Straßen 
maximal eine Pegelerhöhung um aufgerundet 1 dB zu erwarten. 
 
Somit sind – auch bei Überschreitung der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV – im Sinne 
der Nr. 7.4 der TA Lärm keine unzulässigen Verkehrslärmeinwirkungen durch den vorhaben-
erzeugten Mehrverkehr auf öffentlichen Straßen zu erwarten (Zech Ingenieurgesellschaften 
2022). 
 
Verkehrslärmsituation im Plangebiet – Lärmvorsorge 
Die Untersuchung zur Verkehrslärmsituation im Plangebiet hat Folgendes ergeben: 

1) Im Tageszeitraum wird im gesamten Mischgebiet (MI) in allen Geschossen der schall-
technische Orientierungswert von 60 dB(A) überschritten. 

2) Im Sondergebiet (SO) wird der schalltechnische Orientierungswert von 65 dB(A) nur in 
einer kleinen Teilfläche – bezogen auf die Berechnungshöhe von 2 m über Gelände 
und das Erdgeschoss – eingehalten. Im Großteil des Sondergebietes ist von einer 
Überschreitung dieses Orientierungswertes im Tageszeitraum auszugehen. 

3) Im Nachtzeitraum werden sowohl im Mischgebiet als auch im Sondergebiet die jewei-
ligen Orientierungswerte im gesamten Gebiet deutlich überschritten. Durch den ge-
planten Ausschluss von schützenswerten Wohnnutzungen (Wohn-, Schlaf- oder sons-
tige Übernachtungsräume) im Sondergebiet ist hier der Nachtzeitraum nicht beurtei-
lungsrelevant. (Zech Ingenieurgesellschaften 2022). 

 

5.5. Belange des Verkehrs 
5.5.1. Bahntrasse 

Nordöstlich verläuft in wenigen Metern Entfernung parallel zum Geltungsbereich die Bahnstre-
cke 2931 Hamm (West/)- Emden Rbf, Bahn-km 216,335-216,555.  
 
Es dürfen die Sicherheit und der Betrieb des Eisenbahnverkehres auf der planfestgestellten 
und gewidmeten Bahnstrecke 2931 nicht gefährdet oder gestört werden. Die Standsicherheit 
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und Funktionstüchtigkeit der Bahnanlagen (insbesondere Bahndamm, Kabel- und Leitungsan-
lagen, Signale, Oberleitungsmasten, Gleise etc.) sind stets zu gewährleisten. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass auf oder im unmittelbaren Bereich von DB Liegenschaften 
jederzeit mit dem Vorhandensein betriebsnotwendiger Kabel, Leitungen oder Verrohrungen 
gerechnet werden muss. 
 
Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z.B. Baustellenbeleuchtung, Park-
platzbeleuchtung, Leuchtwerbung aller Art etc.) in der Nähe der Gleise oder von Bahnüber-
gängen etc. hat der Bauherr sicherzustellen, dass Blendungen der Triebfahrzeugführer aus-
geschlossen sind und Verfälschungen, Überdeckungen und Vortäuschungen von Signalbil-
dern nicht vorkommen. 
 
In unmittelbarer Nähe der elektrifizierten Bahnstrecke oder Bahnstromleitungen ist mit der Be-
einflussung von Monitoren, medizinischen Untersuchungsgeräten und anderen auf magneti-
sche Felder empfindlichen Geräten zu rechnen. Es ist für entsprechende Schutzvorkehrungen 
zu sorgen. 
 
Es sind die Abstandsflächen gemäß LBO sowie sonstige baurechtliche und nachbarrechtliche 
Bestimmungen einzuhalten. 
 
Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwässer dürfen nicht auf oder über Bahngrund abgeleitet 
werden. Einer Versickerung in Gleisnähe ist nicht zulässig. 
 
Ein widerrechtliches Betreten und Befahren des Bahnbetriebsgeländes sowie sonstiges Hin-
eingelangen in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen ist gemäß § 62 EBO unzulässig. 
 
Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau-/Hubgeräten (z.B. (Mobil-) Kran, Bagger etc.) ist 
das Überschwenken der Bahnfläche bzw. der Bahnbetriebsanlagen mit angehängten Lasten 
oder herunterhängenden Haken verboten. Die Einhaltung dieser Auflagen ist durch den Bau 
einer Überschwenkbegrenzung (mit TÜV-Abnahme) sicher zu stellen. Die Kosten sind vom 
Antragsteller bzw. dessen Rechtsnachfolger zu tragen. 
 
Der Bauherr ist angehalten, das Grundstück im Interesse der öffentlichen Sicherheit und auch 
im Interesse der Sicherheit der auf seinem Grundstück verkehrenden Personen und Fahr-
zeuge derart einzufrieden, dass ein gewolltes oder ungewolltes Betreten und Befahren von 
Bahngelände oder sonstiges Hineingelangen in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen ver-
hindert wird. Die Einfriedung ist vom Bauherrn bzw. seinen Rechtsnachfolgern laufend instand 
zu halten und ggf. zu erneuern. Die anfallenden Kosten gehen zu Lasten des Bauherrn bzw. 
seiner Rechtsnachfolger. 
 
Die Einfriedung ist innerhalb eines Bereiches von 4,0 m von mit Oberleitung bespannten Glei-
sen (gemessen von Gleismitte bis zur Einfriedung) gemäß DB Ril 997.0204 mit Kunststoffbe-
schichtung und bahngeerdetem Prelldraht zu versehen. 

5.5.2. Äußere und innere Erschließung, Auswirkung auf vorhandene Straßen 

Die äußere Erschließung erfolgt über die bestehende Zufahrtsstraße „Am Gillenbrink“ und eine 
neu geplante Zufahrt von der „Poststraße“. 
 
Südlich des Geltungsbereiches verläuft die L39. Von dieser kann Lärm ausgehen. 
 
Um Unfälle zu vermeiden, welche sich durch ein erhöhtes Verkehrsaufkommen durch Zu- und 
Abfahrtverkehr ergeben kann, wurde ein ausreichend großes Sichtdreieck zur Anbindung an 
die L39 eingeplant. 
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Die innere Erschließung erfolgt über private, betriebseigene Zufahrten. 
 

5.6. Belange des Denkmalschutzes 

In dem gekennzeichneten Bereich sind derzeit keine Bau- oder Bodendenkmale im Sinne des 
Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) ausgewiesen. 
 
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten dennoch archäologische Funde gemacht wer-
den, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes meldepflichtig. Es wird 
gebeten, die Funde unverzüglich einer Denkmalbehörde oder einem Beauftragten für die Ar-
chäologische Denkmalpflege zu melden. Die archäologischen Funde und die Fundstelle sind 
gegebenenfalls bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen bzw. 
für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fort-
setzung der Arbeiten gestattet (§ 14 Abs. 2 des Nds. Denkmalschutzgesetzes). 
Die Untere Denkmalschutzbehörde des Landkreises Emsland ist unter folgender Rufnummer 
zu erreichen: 
 
(05931) 6605 oder 0160 2535463. 
 

5.7. Belange des Bodenschutzes 

Der Boden nimmt mit seinen vielfältigen Funktionen eine zentrale Stellung im Ökosystem ein. 
Neben seiner Funktion als Standort der natürlichen Vegetation und der Kulturpflanzen weist 
er durch seine Filter-, Puffer- und Transformationsfunktionen gegenüber zivilisationsbedingten 
Belastungen eine hohe Bedeutung für die Umwelt des Menschen auf. Gemäß § 1a Abs. 2 
BauGB ist mit Grund und Boden sparsam umzugehen, wobei zur Verringerung der zusätzli-
chen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwick-
lung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdich-
tung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen 
auf das notwendige Maß zu begrenzen sind. 
 
Eine Betroffenheit oder Beeinträchtigung aus dieser Bauleitplanung ist nicht gegeben, da die 
Fläche bereits jetzt nahezu vollständig versiegelt ist. 
 
Aus bodenschutzfachlicher Sicht werden die nachfolgenden Hinweise zu den Maßnahmen der 
Vermeidung und Verminderung negativer Bodenbeeinträchtigungen ergänzt. Vorhandener 
Oberboden ist vor Baubeginn abzuschieben und einer ordnungsgemäßen Verwertung zuzu-
führen. Im Rahmen der Bautätigkeiten sollten einige DIN-Normen aktiv Anwendung finden 
(u.a. DIN 18915 Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten, DIN 19731 Verwer-
tung von Bodenmaterial, DIN 19639 Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvor-
haben). Arbeitsflächen sollten sich auf das notwendige Maß beschränken und angrenzende 
Flächen sollten nicht befahren oder anderweitig benutzt werden. Boden sollte im Allgemeinen 
schichtgetreu ab- und aufgetragen werden. Die Lagerung von Boden sollte ortsnah, schicht-
getreu, in möglichst kurzer Dauer und entsprechend vor Witterung und Wassereinstau ge-
schützt vorgenommen werden (u.a. gemäß DIN 19731). Außerdem sollte das Vermischen von 
Böden verschiedener Herkunft vermieden werden. Auf verdichtungsempfindlichen Flächen 
sollten Stahlplatten oder Baggermatten zum Schutz vor mechanischen Belastungen ausgelegt 
werden. Besonders bei diesen Böden sollte auf die Witterung und den Feuchtegehalt im Boden 
geachtet werden, um Strukturschäden zu vermeiden. 
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5.8. Belange der Bundeswehr 

Flugplätze/Flugbetrieb  
Das Plangebiet liegt innerhalb des Zuständigkeitsbereiches für militärische Flugplätze gem. 
§ 18a Luftverkehrsgesetz. Aufgrund der Lage des Plangebietes ist durch den Flugplatz/Flug-
betrieb mit Lärm – und Abgasemissionen zu rechnen. Es wird darauf hingewiesen, dass Be-
schwerden und Ersatzansprüche, die sich auf die vom Flugplatz/Flugbetrieb ausgehenden 
Emissionen wie Fluglärm etc. beziehen, nicht anerkannt werden können. Zudem darf die ma-
ximale Bauhöhe von 30 m über Grund (einschließlich untergeordneter Gebäudeteile) nicht 
überschritten werden. Ebenso wird der Bauschutzbereich gem. § 12 Abs. 3 Ziffer 1b LuftVG 
des militärischen Flugplatzes Rheine berührt. Ferner befindet sich das Plangebiet im Interes-
sengebiet militärischer Funk. Sollte für die Errichtung der Gebäude/Anlagen der Einsatz eines 
Baukrans notwendig werden, ist hierfür gemäß § 15 i.V.m. § 12 LuftVG die Genehmigung der 
militärischen Luftfahrtbehörde dringend erforderlich. Die Genehmigung ist vom Bauherrn 
rechtzeitig vor Baubeginn (mindestens 3 Wochen vorher) bei der militärischen Luftfahrtbe-
hörde zu beantragen: Luftfahrtamt der Bundeswehr, Abteilung Referat 1d, Luftwaffenkaserne 
Wahn, Postfach 90 61 10 I 529, 51127 Köln 
 
Landkampfmittel  
Es erfolgte für den Geltungsbereich keine vollständige Auswertung der vorliegenden Luftbilder 
durch das Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN) Re-
gional-direktion Hameln – Hannover, Kampfmittelbeseitigungsdienst. Die vorliegenden Luftbil-
der des LGLN können nur auf Schäden durch Abwurfkampfmittel überprüft werden. Auf den 
bereits bebauten Flächen sind bislang keine Hinweise auf Kampfmittel zu Tage getreten. Es 
kann deshalb, insbesondere auch vor dem Hintergrund der bisherigen baulichen Nutzung im 
Plangebiet, davon ausgegangen werden, dass auch auf den Flächen für den Geltungsbereich 
von einer Baugrundsicherheit in Bezug auf Kampfmittel auszugehen ist. Sollten dennoch bei 
Erdarbeiten Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden werden, ist umge-
hend die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der Kampfmittelbeseitigungs-
dienst des LGLN - Regionaldirektion Hameln Hannover zu benachrichtigen. 
 

5.9. Belange des Klimaschutzes 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Nutzung er-
neuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energien zu berücksich-
tigen. Der Beitrag der Bauleitplanung zum Umwelt- und Naturschutz erfolgt damit auch für die 
Ziele des globalen Klimaschutzes. Dies verbessert die Möglichkeiten von Gemeinden und Vor-
habenträger, die Belange des Klimaschutzes im Rahmen der gemäß § 1 Abs. 7 BauGB vor-
zunehmenden Abwägung zu gewichten. Ferner wurde den Gemeinden bereits mit der BauGB-
Novelle 2004 die Möglichkeit eingeräumt, mit dem Abschluss von städtebaulichen Verträgen 
auch die Umsetzung von energiepolitischen und energiewirtschaftlichen Vorstellungen sicher-
zustellen. 
 
Mit dem am 30.07.2011 in Kraft getretenen Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der 
Entwicklung in den Städten und Gemeinden (BGBI. I S. 1509) wurde das BauGB zudem unter 
dem Aspekt des Klimaschutzes und des Einsatzes erneuerbarer Energien, der Energieeffizi-
enz und der Energieeinsparung geändert und ergänzt sowie auch durch die Novellierung 2013 
inhaltlich gestärkt. 
 
Beachtlich ist insbesondere die vorgenommene Ergänzung der Grundsätze der Bauleitpla-
nung (§ 1 Abs. 5 Satz 2 und § 1a Abs. 5 BauGB), die Erweiterungen zum Inhalt der Bauleit-
pläne (§§ 5 und 9 BauGB) und städtebaulicher Verträge (§ 11 Abs. 1 BauGB) sowie die Son-
derregelungen zur sparsamen und effizienten Nutzung von Energie (§ 248 BauGB). 
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Seit der BauGB-Novelle 2011 können im Bebauungsplan (Parallelverfahren) beispielsweise 
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB explizit Flächen für Anlagen und Einrichtungen zur dezentra-
len und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder 
Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung sowie gemäß § 9 Abs. 1 
Nr. 23b BauGB auch Gebiete, in denen bei der Errichtung von Gebäuden oder bestimmten 
sonstigen baulichen Anlagen bestimmte bauliche und sonstige technische Maßnahmen für die 
Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Ener-
gien oder Kraft-Wärme-Kopplung getroffen werden müssen, festgesetzt werden. Mit der Än-
derung des § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 und Nr. 5 BauGB ist weiterhin verdeutlicht worden, dass 
Gegenstand eines städtebaulichen Vertrages auch die Errichtung und Nutzung von Anlagen 
und Einrichtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Spei-
cherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopp-
lung sowie die Anforderungen an die energetische Qualität von Gebäuden sein können. Wei-
terhin kann auf die speziellen energiefachrechtlichen Regelungen mit ihren Verpflichtungen 
zur Errichtung und Nutzung bestimmter erneuerbarer Energien verwiesen werden, die bei der 
Bauplanung und Bauausführung zu beachten und einzuhalten sind. 
 
Nach § 3 Abs. 1 des Erneuerbare-Energien-Wärme-Gesetzes (EEWärmeG) werden die Ei-
gentümer von Gebäuden, die neu errichtet werden, etwa dazu verpflichtet, den Wärmeener-
giebedarf des Gebäudes durch die anteilige Nutzung von erneuerbaren Energien zu decken. 
Das Erneuerbare-Energien-Wärme-Gesetzes (EEWärmeG) ist am 1. November 2021 außer 
Kraft getreten und wurde durch das Gebäudeenergiegesetz (GEG) ersetzt. Im Zuge der Ener-
gieeinsparverordnung (EnEV) ist zudem sicherzustellen, dass bei der Errichtung und wesent-
lichen Änderung von Gebäuden ein bestimmter Standard an Maßnahmen zur Begrenzung des 
Energieverbrauchs von Gebäuden einzuhalten ist. 
 
Insofern wird es für zulässig erachtet, hinsichtlich der Nutzung von erneuerbaren Energien 
sowie der Energieeinsparung keine weitergehenden Festsetzungen in den Bebauungsplan 
(Parallelverfahren) aufzunehmen, sondern hiermit auf die bestehenden und zudem stetig fort-
entwickelten gesetzlichen Regelungen in ihrer jeweils gültigen Fassung zu verweisen. 
 
Die Installation von Photovoltaikanlagen auf den Dachflächen und die Nutzung von regenera-
tiver Energie zum Beheizen/Betreiben der Räume etc. ist grundsätzlich möglich. 
 

5.10. Belange des Einzelhandels 

Die Gemeinde Salzbergen hat im Jahre 2016 ein Einzelhandelskonzept beauftragt. Ziel hierfür 
war es im Rahmen des Städtebauförderprogramms „Aktive Stadt- und Ortsteilzentren“ die Sa-
nierung und städtebauliche sowie funktionale Weiterentwicklung des Ortskerns anzustreben. 
Das Planungsgebiet liegt im Südosten des zentralen Versorgungsbereiches. 
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Abbildung 8: Zentraler Versorgungsbereich Ortsmitte Salzbergen (GMA 2016) 

 
Der zentrale Versorgungsbereich übernimmt eine Versorgungsfunktion für das gesamte Ge-
meindegebiet von Salzbergen. Das Einzelhandelsangebot wird durch viele unterschiedliche 
Komplementärnutzungen ergänzt, dazu zählen Dienstleistungsbetriebe (u.a. Ärzte, Versiche-
rung, Bank, Friseure, Reisebüro), Gastronomieangebote (u.a. Imbisse, Restaurants, Eiscafé, 
Hotel) und Kultur-/Freizeitangebote (Kirche, Jugendtreff). In der Ortsmitte ist v.a. die für ein 
Grundzentrum dieser Größe vergleichsweise gute Nutzungsdurchmischung zwischen Einzel-
handel, Dienstleistung und Gastronomie/Hotellerie hervorzuheben. Die sollte auch werblich 
entsprechend dargestellt werden. Neben dem Einzelhandel übernehmen auch die weiteren 
Komplementärnutzungen einen wesentlichen Beitrag zur Frequenzierung in der Ortsmitte. 
 
Die großflächigen Märkte/Discounter K+K, Combi/Aldi und Lidl nehmen in der Ortsmitte zwar 
Randlagen ein, fungieren jedoch als Frequenzbringer für die umliegenden kleinststrukturierten 
Betriebe (GMA 2016). 
 

5.11. Störfallbetriebe 

Aufgrund der Lage liegt das Vorhaben innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstandes 
des Betriebsbereiches der H&R Chemisch-Pharmazeutische Spezialitäten GmbH. Dieser 
wurde gutachterlich in der Stellungnahme „Ermittlung des angemessenen Abstandes für den 
Betriebsbereich der H&R ChemPharm GmbH in Salzbergen unter dem Gesichtspunkt des 
§ 50 BImSchG“ (Stand 08/2017) dokumentiert. 
 
Durch aktuelle Rechtssprechungen (BVerwG und EuGH) ist die Wahrung des angemessenen 
Sicherheitsabstandes im Bauleitplanverfahren bzw. im Baugenehmigungsverfahren zu beach-
ten. 
 
Auswirkungsbegrenzende Maßnahmen 
Für die Ermittlung und Festlegung des angemessenen Sicherheitsabstandes ist entsprechend 
den Konventionen des Leitfadens KAS-18 der ERPG-2-Wert heranzuziehen. Vereinfacht dar-
gestellt beschreibt dieser die Schwelle zu schwerwiegenden, lang andauernden oder fluchtbe-
hindernden Wirkungen. 
 

Änderungsbereich 



Gemeinde Salzbergen Flächennutzungsplanänderung Nr. 60 „Ortsmitte, Bereich zwischen  
Poststraße, Am Gillenbrink, Bahnlinie und L39“ 

 Begründung mit Umweltbericht 

 

regionalplan & uvp planungsbüro peter stelzer GmbH  Seite 25 

Neben dem ERPG-2-Wert existieren ebenfalls der ERPG-1 (Schwelle zum spürbaren Unwohl-
sein) und ERPG-3-Wert (Schwelle zur tötlichen Wirkung). Dabei gelten die ERPG-Werte für 
eine Expositionszeit von 60 Minuten. 
 
In der Beurteilung von Auswirkungen eines Störfalles und als Planungswerte für die sicher-
heitstechnische Auslegung von Anlagen in Betriebsbereichen werden die AEGL-Werte (A-cute 
exposure guideline levels) herangezogen, die toxikologisch begründete Spitzenkonzentrati-
onswerte für verschiedene Expositionszeiträume angegeben. 
 
Für das benachbarte Schutzobjekt bzw. dem oben beschriebenen Vorhaben ist festzustellen, 
dass durch das Gebäude bauliche Schutzmöglichkeiten bestehen um die Auswirkungen eines 
Störfalles zu begrenzen. Ferner liegt das Gebäude ca. 300 m von den für den angemessene-
ren Sicherheitsabstand ausschlaggebenden Anlagen entfernt und die AEGL-3-Werte werden 
deutlich unterschritten. Als weitergehende Schutzmaßnahmen zur Reduzierung der Unfallfol-
gen sind aus Sicht des Unterzeichners folgende Maßnahmen sinnvoll. Diese sind unabhängig 
von der geplanten Änderung, da der mit der Änderung verbundene Anstieg der maximal vor-
handenen Personen nur unwesentlich ist. 
 
Maßnahme 1: Für das gesamte Objekt ist ein Notfallmanager zu implementieren, der als An-
sprechpartner für die Einsatzkräfte agiert. Dieser hat im Falle eines Störfalles auf dem Be-
triebsbereich der H&R Chemisch-Pharmazeutische Spezialitäten GmbH dafür Sorge zu tra-
gen, dass die Lüftungsanlage ausgeschaltet und die Fenster und Türen der Einrichtung ge-
schlossen werden. 
 
Des Weiteren sind alle Personen, die sich auf dem Parkplatz befinden, aufzufordern, sich in 
das Gebäude zu begeben. 
 
Maßnahme 2: Die Informationskette zur Alarmierung des Notfallmanagers im Falle eines Stör-
falles ist festzulegen. 
 
Maßnahme 3: In Abstimmung mit den zuständigen Einsatzkräften ist ein Plan zu erstellen, der 
das genaue Verhalten im Falle einer Freisetzung von toxischen Stoffen auf dem Betriebsbe-
reich der H&R Chemisch-Pharmazeutische Spezialitäten GmbH regelt. 
 
Die vollständige Stellungnahme (ARU Ingenieurgesellschaften 2021) befindet sich im Anhang. 
 

6. DARSTELLUNG DER FLÄCHENNUTZUNGSPLANÄNDERUNG NR. 60 

„SONDERBAUFLÄCHE ORTSMITTE, BEREICH ZWISCHEN POSTSTRAßE, AM 

GILLENBRINK, BAHNLINIE UND L39“ 

 

6.1. Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise 

Innerhalb des Geltungsbereiches sind unterschiedliche Nutzungsformen geplant. Den wesent-
lichen Teil übernimmt die Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung „Einkaufszentrum“ gem. 
§ 4 BauNVO. Zusätzlich wurden eine gemischte Baufläche, Grünflächen und Straßenver-
kehrsflächen dargestellt. 
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7. HINWEISE 

Für den Bebauungsplan (Parallelverfahren) gilt die Verordnung über die bauliche Nutzung der 
Grundstücke (BauNVO) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I s. 3786). 
 
Denkmalschutz 
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde ge-
macht werden, sind diese unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde, der Gemeinde oder ei-
nem Beauftragten für die archäologische Denkmalpflege anzuzeigen (§ 14 Abs. 1 NDSchG). 
 
Bodenfunde und Fundstellen sind bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unver-
ändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbe-
hörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet (§ 14 Abs. 2 NDSchG). 
 
Landkampfmittel 
Im Plangebiet kann eine Kampfmittelbelastung (Bombenblindgänger o.ä.) nicht ausgeschlos-
sen werden. Vor Beginn von Bau- und Erschließungsmaßnahmen ist eine (kostenpflichtige) 
Luftbildauswertung durch den Vorhabenträger zu veranlassen, um Kenntnisse darüber zu er-
langen, ob eine Kampfmittelbelastung vorliegt und ggf. weitere Maßnahmen der Erkun-
dung/Beseitigung erforderlich werden. 
 
Sollten bei Erdarbeiten andere Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden 
werden, ist umgehend die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der Kampf-
mittelbeseitigungsdienst des LGLN - Regionaldirektion Hameln Hannover zu benachrichtigen. 
 
Schienen-/Straßenverkehr 
Das Plangebiet wird von der vorhandenen Schienenstrecke Salzbergen - Rheine sowie der 
„Schüttorfer Straße“ L39 beeinflusst. Von den genannten Verkehrsflächen gehen Emissionen 
aus. Für die in Kenntnis dieser Verkehrsanlagen errichteten baulichen Anlagen können ge-
genüber dem Baulastträger der Verkehrsanlagen keinerlei Entschädigungsansprüche hin-
sichtlich weitergehenden Immissionsschutzes geltend gemacht werden. 
 
An der „Schüttorfer Straße“ (Landesstraße 39) gilt die 20 m Bauverbotszone gemäß § 24 
Abs. 1 NStrG. Gemäß § 24 Abs. 1 NStrG dürfen außerhalb der Ortsdurchfahrten längs der 
Landes- und Kreisstraßen 
1. Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 m, gemessen vom äußeren Rand der 

für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn und 
2. bauliche Anlagen im Sinne der Niedersächsischen Bauordnung, die über Zufahrten unmit-

telbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen, nicht errichtet werden. Satz 1 Nr. 1 gilt 
entsprechend für Aufschüttungen oder Abgrabungen größeren Umfangs. 

 
An der „Schüttorfer Straße“ (Landesstraße 39) gilt die 40 m Baubeschränkungszone gemäß 
§ 24 Abs. 2 NStrG. Gemäß § 24 Abs. 2 NStrG ergehen Baugenehmigungen oder nach ande-
ren Vorschriften notwendige Genehmigungen im Benehmen mit der Straßenbaubehörde, 
wenn 
1. bauliche Anlagen im Sinne der Niedersächsischen Bauordnung längs der Landes- und 

Kreisstraßen in einer Entfernung bis zu 40 m, gemessen vom äußeren Rand der für den 
Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn, errichtet oder erheblich geändert werden sol-
len, 

2. bauliche Anlagen im Sinne der Niedersächsischen Bauordnung auf Grundstücken, die au-
ßerhalb der Ortsdurchfahrten über Zufahrten an Landes- und Kreisstraßen unmittelbar oder 
mittelbar angeschlossen sind, erheblich geändert oder anders genutzt werden sollen. 
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Aus den Bauflächen können störende Einflüsse durch Betriebsabläufe, Fahrzeugbewegun-
gen, Blendwirkungen durch Scheinwerfer und werbende Anlagen entstehen, die zu einer Ab-
lenkung und Behinderung der Verkehrsteilnehmer führen und die die Sicherheit und Leichtig-
keit des Verkehrs auf der Landesstraße negativ beeinflussen. Bei Bedarf ist ein entsprechen-
der Sichtschutz zur Landesstraße in Absprache mit dem Straßenbaulastträger herzustellen 
(§ 24 Abs. 2 und Abs. 3 NStrG). 
 
Das Plangebiet ist entlang der L39 auf Privatgrund mit einer festen lückenlosen Einfriedigung 
zu versehen und in diesem Zustand dauernd zu erhalten (§ 24 Abs. 2 NStrG i.V.m. § 24 Abs. 3 
NStrG sowie § 16 NBauO). 
 
Artenschutzrechtliche Hinweise 
Folgende Vorkehrungen zur Vermeidung sind durchzuführen, um Gefährdungen von Tier- und 
Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-RL und von Vogelarten zu vermeiden oder zu mindern. 
Die Ermittlung der Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG erfolgt 
unter Berücksichtigung folgender Vorkehrungen:  

• Vermeidungsmaßnahme V1: Eventuell notwendige Fäll- oder Rodungsarbeiten erfol-
gen nicht in der Zeit vom 1. März bis 30. September (siehe § 39 Abs. 5 BNatSchG), 
zur Vermeidung baubedingter Tötungen oder Verletzungen von Gehölzbrütern unter-
schiedlicher Strukturen. 

• Vermeidungsmaßnahme V2: Ein eventuell notwendiger Gehölzeinschlag ist auf das 
unbedingt erforderliche Ausmaß zu reduzieren, um potenzielle Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten zu erhalten. 

• Vermeidungsmaßnahme V3: Die Herrichtung des Baufeldes (wie das Abschieben des 
Oberbodens) sowie notwendige Arbeiten im Seitenraum von Wegen, Straßen und Grä-
ben erfolgen außerhalb der Brutzeit der auftretenden bodenbrütenden Vogelarten 
(Zeitraum: 1. März bis 31. Juli), zur Vermeidung baubedingter Tötungen oder Verlet-
zungen von Bodenbrütern unterschiedlicher Strukturen.  
Ist ein Einhalten der Bauzeitenbeschränkung nicht möglich, ist vor der Baufeldräumung 
die geplante Baufläche durch geeignetes Fachpersonal auf potenzielle Nester hin zu 
überprüfen. Sollten sich keine Brutstätten im Baufeld befinden, so ist die Herrichtung 
des Baufeldes gestattet. Ruhen die Bauarbeiten innerhalb der Brutzeit länger als zwei 
Wochen, ist eine Wiederaufnahme der Arbeiten erst möglich, wenn keine Brutstätten 
im Baufeld angelegt wurden. Die Baufläche ist durch geeignetes Fachpersonal zu über-
prüfen. Sollten sich keine Brutstätten im Baufeld befinden, so können die Arbeiten fort-
gesetzt werden.  
Notwendige Arbeiten im Seitenraum von Wegen, Straßen und Gräben erfolgen außer-
halb der Brutzeit von Brutvogelarten der Ruderalfluren, Brachen und Gewässer (insbe-
sondere der Gräben), zur Vermeidung der Zerstörung von Gelegen (Zeitraum: 1. März 
bis 31. Juli).  
Gehölze mit einem Brusthöhendurchmesser über 20 cm sind bei einer Fällung unmit-
telbar vor der Maßnahme durch fledermauskundliches Personal auf eine Besetzung 
durch Fledermäuse zu überprüfen (ökologische Baubegleitung). 

• Vermeidungsmaßnahme V4: Die nächtliche Beleuchtung im Geltungsbereich, insbe-
sondere im Bereich der zukünftigen Stellplatzanlage, ist fledermausfreundlich zu ge-
stalten, damit Tötungen, Verletzungen und Störungen der vorkommenden Fleder-
mausarten vermieden werden. 

Altlasten 
Altlasten (Altablagerungen/Altstandorte, Bodenkontaminationen) sind im Plangebiet derzeit 
nicht bekannt. Sollten sich im Zuge der Durchführung der Planung jedoch Hinweise auf Alt-
lasten ergeben, ist die Untere Bodenschutzbehörde (Landkreis Emsland, Fachbereich Um-
welt) unverzüglich zu informieren. 
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Abfallentsorgung 
Die Entsorgung der im Plangebiet anfallenden Abfälle erfolgt entsprechend den abfallrechtli-
chen Bestimmungen sowie den jeweils gültigen Satzungen zur Abfallentsorgung des Land-
kreises Emsland. Träger der öffentlichen Abfallentsorgung ist der Landkreis Emsland. 
 
Versorgungsleitungen 
Bei Tiefbauarbeiten ist auf vorhandene Versorgungsleitungen Rücksicht zu nehmen, damit 
Schäden und Unfälle vermieden werden. Schachtarbeiten in der Nähe von Versorgungsein-
richtungen sind von Hand auszuführen. Im Bedarfsfall sind die jeweiligen Versorgungsträger 
um Anzeige der erdverlegten Versorgungseinrichtungen in der Örtlichkeit zu bitten. 
 
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Tele-
kommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z.B. im Falle von 
Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. 
Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdi-
sche Gehäuse soweit frei gehalten, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeu-
gen angefahren werden können. Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden 
vor Beginn der Arbeiten über die Lage der zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen 
Telekommunikationslinien der Telekom informieren. Die Kabelschutzanweisung der Telekom 
ist zu beachten. 
 
Militärische Belange - Flugplatz Rheine-Bentlage 
Der Geltungsbereich liegt innerhalb des angeordneten Bauschutzbereichs des Flugplatzes 
Rheine Bentlage. Gemäß § 12 Abs. 3 Ziffer 1b Luftverkehrsgesetz ist die Errichtung von Bau-
werken nur mit Zustimmung der Luftfahrtbehörde der Bundeswehr zulässig, wenn bestimmte 
Bauhöhen überschritten werden. Keine grundsätzlichen Bedenken bestehen bis zu einer Bau-
höhe von 30 m über Grund. Bei Aufstellung von Baukränen haben die Baufirmen eine Geneh-
migung der Wehrbereichsverwaltung Nord einzuholen. Der Auf- und Abbau der Kräne ist mit 
der Luftfahrtbehörde der Bundeswehr 14 Tage vor der jeweiligen Maßnahme abzustimmen. 
Als mobile Hindernisse sind Kräne in jedem Falle mit einer Tages- und Nachtkennzeichnung 
zu versehen. 
 

8. SPARSAMER UMGANG MIT GRUND UND BODEN 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind die Grundsätze des § 1a Abs. 2 BauGB in der Ab-
wägung zu berücksichtigen. Danach soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umge-
gangen werden. Dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen 
für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde, insbesondere durch 
Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innen-
entwicklung, zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. 
Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendi-
gen Umfang umgenutzt werden. 
 
Aus den Ausführungen in dieser Begründung ist zu entnehmen, dass den vorgenannten 
Grundsätzen nachgekommen wird. 
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TEIL II: UMWELTBERICHT 

1 UMWELTBERICHT 

1.a Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleitplans 

Standort, Art und Umfang sowie Bedarf an Grund und Boden 
Die Planfläche befindet sich im Südosten des Ortskernes der Ortslage Salzbergen. Der Gel-
tungsbereich wird südlich durch die Landesstraße (L39) und westlich durch die Poststraße 
begrenzt. Richtung Nordwesten befindet sich die Gemeindestraße „Am Gillenbrink“ sowie 
nach Nordosten Bahngleise der Bahntrasse Rheine/Norddeich. Aktuell wird der Geltungsbe-
reich dieser Bauleitplanung überwiegend gewerblich genutzt (Combi- & Aldi-Markt). Der west-
liche Bereich ist durch Wohnnutzung geprägt. 
 
Die Größe des Geltungsbereiches beträgt etwa 1,88 ha. Die Geländehöhe bewegt sich um 
35,0 m NHN. Im Rahmen dieser 60. Änderung des Flächennutzungsplanes wird vornehmlich 
eine „Sonderbaufläche“ gemäß § 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) mit der Zweckbestim-
mung „Einkaufszentrum“ dargestellt. Ein kleiner Teilbereich bleibt als Mischgebiet (MI) beste-
hen. Die Lage des Geltungsbereiches ist den Abbildungen 1 und 2 zu entnehmen (Teil I der 
Begründung).  
 
Das Plangebiet ist bereits großflächig versiegelt und kann somit nach dem Kartierschlüssel für 
Biotoptypen in Niedersachsen, Stand März 2021, nur der Wertigkeit 0 (siehe Arbeitshilfe zur 
Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Bauleitplanung, 9. völlig überarbei-
tete Auflage, 2013, vom Niedersächsischen Städtetag) zugeordnet werden. Ergänzend wer-
den eine westlich verlaufende Gemeindestraße in die Planung einbezogen, die ebenfalls der 
Wertstufe 0 zugeordnet wird. 
 
Mit dieser Bauleitplanung soll der Bereich planungsrechtlich zur Errichtung einer Sonderbau-
fläche (S) gemäß § 4 BauNVO sowie ein kleiner Teil als Gemischte Baufläche (M) abgesichert 
werden. 
 
Planungsanlass ist der Antrag des Grundstückseigentümers bzw. Vorhabenträgers zur Auf-
stellung eines Bebauungsplans sowie zur zugehörigen Flächennutzungsplanänderung im Pa-
rallelverfahren. Das Planungsziel besteht darin, die Erweiterung, Modernisierung und Errich-
tung von Einzelhandelsbetrieben, durch die entsprechende Bauleitplanung vorzubereiten und 
die geplanten baulichen Anlagen zu sichern. 
 
Mit diesem Vorhaben findet die Modernisierung sowie Erweiterung und Ergänzung um weite-
ren Einzelhandel innerhalb des Planungsgebietes statt. 
 
Die Größe des gesamten Planbereiches beträgt ca. 1,88 ha. Der Bedarf an Grund und Boden 
wird aus der Eingriffsbilanzierung mit ca. 8.000 m² Sonderbaufläche Einkaufszentrum, 
ca. 4.300 m² Gehölzstrukturen (heimische und standortgerechte Baumarten), ca. 1.500 m² 
Verkehrsfläche sowie ca. 5.000 m² gemischte Baufläche dargestellt. 
 

1.b Umweltschutzziele aus übergeordneten Fachgesetzen und Fachplanun-
gen und ihre Berücksichtigung 

1.b.1 Fachgesetze 

Baugesetzbuch (BauGB) / Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
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Für das Bauleitplanverfahren ist die Eingriffsregelung des § 1a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 18 
Abs. 1 des BnatSchG heranzuziehen. 
 
Auf die Erstellung eines Landschaftspflegerischen Begleitplanes (LBP) wurde verzichtet. Dem-
entsprechende Aussagen werden innerhalb dieses Umweltberichtes getroffen. 
 
Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 
Bezogen auf die zu berücksichtigenden Immissionen ist das Bundesimmissionsschutzgesetz 
zu beachten. Daneben gelten die Richtwerte der technischen Anleitungen (hier TA-Lärm und 
TA-Luft, GIRL) sowie die Orientierungswerte der DIN 18005. 
 
Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) / Wasserhaushaltsgesetzt (WHG) 
In Bezug auf vorhandene Gräben sowie bei Einleitung von unbelastetem Oberflächenwasser 
in ein Gewässer bzw. in das Grundwasser sind das NWG bzw. die Ausführungen des WHG in 
ihrer jeweils aktuellen Fassung zu berücksichtigen. 
 

1.b.2 Fachplanungen 

Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) 
Angaben zu den Zielen der Raumordnung und Landesplanung sind dem Regionalen Raum-
ordnungsprogramm des Landkreises Emsland (RROP 2010) zu entnehmen. Entsprechende 
Ausführungen können der Begründung (Teil I) entnommen werden. 
 
Landschaftsrahmenplan (LRP 2001) 
 Innerhalb des Geltungsbereiches finden sich im Landschaftsrahmenplan (LRP) des Landkrei-
ses Emsland (2001) keine Schutzgebietsausweisungen, geschützte Biotope oder sonstige 
Darstellungen geschützter Bereiche. 
 
Die folgende Abbildung zeigt einen Auszug aus dem Landschaftsrahmenplan mit der Angren-
zung des Geltungsbereiches und die Lage der nach § 30 BNatSchG geschützten Biotope. 
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Abbildung 9: Auszug aus dem LRP des Landkreises Emsland (unmaßstäblich; 2001) 

 
Es ist herauszustellen, dass für den direkten Geltungsbereich der Flächennutzungsplanände-
rung Nr. 60 keine Darstellungen im Landschaftsrahmenplan bestehen. 
 
Umliegend befinden sich einige Schutzgebiete, welche jedoch nicht betroffen sind. 
 
Nördlich sowie östlich des Geltungsbereiches befinden sich in einer Entfernung von rund 
600 m die Landschaftsschutzgebiete „Emstal“ (LSG EL 00023) und „Natura 2000-Emsauen 
von Salzbergen bis Papenburg“ (LSG EL 00032) sowie das FFH-Gebiet Nr. 13 „Ems“. 
 
Südwestlich befindet sich in einer Entfernung von ca. 870 m das Landschaftsschutzgebiet 
„Gutswald Stovern“ (LSG EL 00034) sowie das FFH-Gebiet „Gutswald Stovern“ (3610-301). 
 

2 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER ERHEBLICHEN UMWELTAUSWIRKUNGEN 

(GEM. ANLAGE 1 NR. 2A BESTANDSAUFNAHME, 2B PROGNOSE, 
2C MAßNAHMEN, 2D UND 2E ZUM BAUGB) 

2.a Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umwelt-
zustandes (Basisszenario) 

Der Umweltzustand und die besonderen Umweltmerkmale im unbeplanten Zustand werden 
nachfolgend auf das jeweilige Schutzgut bezogen dargestellt, um die besondere Empfindlich-
keit von Umweltmerkmalen gegenüber der Planung herauszustellen und Hinweise auf die Be-
rücksichtigung im Zuge der planerischen Überlegungen zu geben. Anschließend wird die mit 
der Durchführung der Planung verbundene Veränderung des Umweltzustandes in 

Geltungsbereich 
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Zusammenfassung der Fachgutachten, die im Zuge der Umweltprüfung als erforderlich be-
stimmt wurden, dokumentiert und bewertet. Die mit der Planung verbundenen Umweltauswir-
kungen sollen deutlich herausgestellt werden, um anschließend Maßnahmen zur Vermeidung, 
Verringerung und zum Ausgleich erheblich negativer Umweltauswirkungen abzuleiten. 

2.a.1 Schutzgut Tiere 
Da es sich um eine großflächig versiegelte und anthropogen genutzte Fläche handelt, ist nicht 
mit geschützten Arten zu rechnen. Allgemein hat das Gebiet aufgrund der großflächigen Ver-
siegelung keine hohe Bedeutung für das Schutzgut Tiere. 
 

2.a.2 Schutzgut Pflanzen/Biotope 
Im Planbereich des Bebauungsplanes bzw. der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung 
(Parallelverfahren) wird neben einer gemischten Baufläche (M) eine hauptsächlich versiegelte 
Fläche (bestehendes Einkaufszentrum mit Stellplätzen) für die Ausweisung eines Sonderge-
biets (SO) bzw. einer Sonderbaufläche (S) in Anspruch genommen. 
 
Es wird im südlichen und nordöstlichen Randbereich geringfügig Gehölzstruktur beseitigt, wel-
che entsprechend kompensiert wird. Der Bereich der gemischten Baufläche bleibt weiterhin 
planungsrechtlich gesichert. 
 

2.a.3 Schutzgut Fläche (Ziff. 2b bb) der Anlage 1 zum BauGB) 
In § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB sind die Begriffsbestimmungen enthalten. Neu aufgenommen 
wurde als Schutzgut die „Fläche“. Die Notwendigkeit zur Untersuchung des Flächenver-
brauchs war als Teilaspekt des Schutzgutes „Boden“ zwar bereits bisher Gegenstand der 
UVP, durch die ausdrückliche Einbeziehung in den Schutzgüterkatalog soll das Schutzgut 
„Fläche“ aber eine stärkere Akzentuierung erfahren. 
 
Das Schutzgut „Fläche“ ist ein endliches Gut, d. h. mit steigendem Flächenverbrauch geht 
Lebensraum sowie land- und forstwirtschaftliche Produktionsfläche dauerhaft verloren. Des-
halb gilt für Flächen ein wichtiges Vermeidungs- und Minimierungsgebot. Im vorliegenden Fall 
ist die zusätzliche Versiegelung auf ein Minimum zu reduzieren. 
 
Das Plangebiet unterliegt einer intensiven anthropogenen Nutzung, da hier bereits ein Ein-
kaufszentrum mit Stellplätzen vorliegt. Eine Vorbelastung durch versiegelte Bereiche ist somit 
bereits gegeben. Aus der folgenden Abbildung geht hervor, dass die Bodenversiegelung im 
Plangebiet sehr hoch ist und sich weiterhin der Versiegelungsgrad für das gesamte Gemein-
degebiet Salzbergen zwischen 6 und 10 % (8,24 %) bewegt. 
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Abbildung 10: Grad der Bodenversiegelung in der Gemeinde, unmaßstäblich (NIBIS 2022) 

 

2.a.4 Schutzgut Boden (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB) 
Der Boden nimmt mit seinen vielfältigen Funktionen eine zentrale Stellung im Ökosystem ein. 
Neben seiner Funktion als Standort der natürlichen Vegetation und der Kulturpflanzen weist 
er durch seine Filter-, Puffer- und Transformationsfunktionen gegenüber zivilisationsbedingten 
Belastungen eine hohe Bedeutung für die Umwelt des Menschen auf. 
 
Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam umzugehen, wobei zur Verrin-
gerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglich-
keiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flä-
chen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bo-
denversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen sind. 
 
Nach dem NIBIS-Kartenserver des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie, Boden-
kunde, Bodenübersichtskarte 1 : 50.000, stellen sich die bodenkundlichen Gegebenheiten in-
nerhalb des Plangebietes wie folgt dar: 
 

Lage der 60. FNPÄ 
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Abbildung 11: Bodenkarte, unmaßstäblich (NIBIS 2022) 

 
Im Plangebiet kommen als Bodentyp „Mittlerer Gley-Vega“ vor. 
 
Die Bodenfruchtbarkeit und damit auch die Ertragsfähigkeit sind im Geltungsbereich mit „mit-
tel“ einzustufen. 
 

Bodenlandschaft: Weichselzeitli-
che Flussablagerungen 
Bodengroßlandschaft: Talsand-
niederungen und Urstromtäler 
Bodenregion: GEEST 
Bodentyp: Mittlerer Gley-Vega 

Lage der 60. FNPÄ 
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Abbildung 12: Bodenfruchtbarkeit (NIBIS 2022) 

 
Bohrungen, Tiefliegende und oberflächennahe Rohstoffe sowie schutzwürdige geowissen-
schaftliche Objekte sind nicht vorhanden. 
 
Die Vorbelastungen der Böden des Planbereiches resultieren aus der vorherrschenden Ver-
siegelung. 
 
Im Untergrund des Standorts können lösliche Sulfat-/Karbonatgesteine in Tiefen anstehen, in 
denen lokal Verkarstung auftreten kann. Im näheren Umfeld des Standorts sind bisher keine 
Erdfälle bekannt. Formal ist dem Standort die Erdfallgefährdungskategorie 2 zuzuordnen 
(gem. Erlass des Niedersächsischen Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfallgefährdeten 
Gebieten" vom 23.2.1987, Az. 305.4- 24 110/2 -). 
 

2.a.5 Schutzgut Wasser (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB) 
Die Bewirtschaftung des Wasserhaushaltes ist mit dem Ziel einer nachhaltigen Entwicklung 
i. S. v. § 1 Abs. 5 BauGB so zu berücksichtigen, dass auch nachfolgende Generationen ohne 
Einschränkungen alle Optionen der Gewässernutzung offenstehen. Beim Schutzgut Wasser 
sind die Bereiche Grundwasser und Oberflächenwasser zu unterscheiden. Grundsätzlich zählt 
Wasser zu der unbelebten Umweltsphäre. Gleichwohl ist Wasser elementarer Bestandteil des 
Naturhaushaltes. Seine Funktionen als Lebensraum und -grundlage, Transportmedium, klima-
tischer Einflussfaktor und landschaftsprägendes Element sind nachhaltig zu sichern (§ 1 
BNatSchG). Entsprechend heißt es im Wasserhaushaltsgesetz (§ 1 WHG): „Zweck dieses Ge-
setzes ist es, durch eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung die Gewässer als Bestandteil 
des Naturhaushalts, als Lebensgrundlage des Menschen, als Lebensraum für Tiere und Pflan-
zen sowie als nutzbares Gut zu schützen.“ Die Basis für die Bearbeitung des Schutzgutes 
Wasser sind Informationen des NIBIS® - Kartenserver des LBEG 
(www.lbeg.niedersachsen.de). 
 
Grundwasser 
Dem Kartenserver ist zu entnehmen, dass sich das Plangebiet auf einem Porengrundwasser-
leiter befindet. Es handelt sich um ein Gebiet mit stark wechselnden Grundwasserständen. 

http://www.lbeg.niedersachsen.de/
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Bei einer Geländehöhe von ca. 35 m NHN und einer Lage der Grundwasseroberfläche von 
> 30 m bis 32,5 m NHN besteht eine Grundwasserüberdeckung von 2,5 bis 5 m. Es ist ein 
geringes Schutzpotential der Grundwasserüberdeckung im Plangebiet herauszustellen. Die 
Grundwasserneubildung im Gebiet liegt bei > 200 – 250 mm/a. 
 
Vor dem Hintergrund der Empfindlichkeitsbewertung wird eine hohe Empfindlichkeit für das 
Grundwasser herausgestellt. 
 
Aus den folgenden Abbildungen geht die Bestandssituation des Schutzgutes Grundwasser 
hervor. 
 

 
Abbildung 13: Grundwasserleitertypen der oberflächennahen Gesteine, ohne Maßstabsangabe 

(NIBIS 2022) 

 

Lage der 60. FNPÄ 



Gemeinde Salzbergen Flächennutzungsplanänderung Nr. 60 „Ortsmitte, Bereich zwischen  
Poststraße, Am Gillenbrink, Bahnlinie und L39“ 

 Begründung mit Umweltbericht 

 

regionalplan & uvp planungsbüro peter stelzer GmbH  Seite 37 

 
Abbildung 14: Durchlässigkeit der oberflächennahen Gesteine, ohne Maßstabsangabe 

(NIBIS 2022) 

 

 
Abbildung 15: Grundwasserneubildung, unmaßstäblich (NIBIS 2022) 
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Abbildung 16: Lage der Grundwasseroberfläche, unmaßstäblich (NIBIS 2022) 

 

 
Abbildung 17: Schutzpotential der Grundwasserüberdeckung, unmaßstäblich (NIBIS 2022) 

 
Schutzpotenzial der Grundwasserüberdeckung: gering 
Lage der Grundwasseroberfläche:   > 30 m bis 32,5 m NHN 
Grundwasserneubildung:    Stufen 3-5: >50 – 200 mm/a 
 
Laut der geowissenschaftlichen Karte des Naturraumpotenzials von Niedersachsen und Bre-
men im Maßstab 1:200.000 „Grundwasser -Grundlagen-“ wird die Gefährdung des Grundwas-
sers mit mittel eingestuft. 
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Da die natürlichen Wasserverhältnisse durch die Nutzung im Plangebiet weitgehend überformt 
sind, ist der Eingriff hinsichtlich der Grundwassersituation als weniger erheblich einzustufen. 
Dies beruht auch auf dem bereits sehr hohen Versiegelungsgrad. Die Grundwasserverhält-
nisse sind hinsichtlich ihres Natürlichkeitsgrades als von allgemeiner Bedeutung zu werten, da 
die Grundwassersituation durch anthropogene Nutzungen im Raum beeinträchtigt ist. 
 
Die Grundwassersituation im Plangebiet ist bereits aufgrund der intensiven Nutzung und der 
damit verbundenen hohen Einträge beeinträchtigt. Die bereits flächige Versiegelung, führt im 
vorliegenden Bereichen zu einer Verringerung der Grundwasserneubildung. 
 
Oberflächengewässer/anfallendes Oberflächenwasser 
Im Plangebiet befinden sich keine Hochwasserschutzanlagen bzw. Flächen für den Hochwas-
serschutz. 
 

  
Abbildung 18: Abgrenzung des Einzugsgebietes; unmaßstäblich (NLWKN 2022) 
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Abbildung 19: Darstellung des Gewässernetzes, unmaßstäblich (NLWKN 2022) 

 

2.a.6 Schutzgut Klima/Luft (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB) 
Klimatisch gesehen, ist das Plangebiet der maritim-subkontinentalen Flachlandregion zuzu-
ordnen. Die mittelfeuchte Witterung mit Jahresniederschlägen im Mittel von 700 – 800 mm und 
einer mittleren Jahresdurchschnittstemperatur von 9,4°C weist eine klimatische Wasserbilanz 
mit einem mittleren Überschuss von 185 mm/Jahr auf. Die Vegetationszeit ist im Mittel bis 
ca. 220 Tage/Jahr lang. 
 
Allgemein lässt sich sagen, dass als Vorbelastung des Raumes aus Sicht des Schutzgutes 
Klima/Luft die nordöstlich verlaufende Bahntrasse sowie die südlich verlaufende Landesstraße 
(L39) zu nennen ist. Hinzu kommt der bereits hohe Versiegelungsgrad innerhalb des Geltungs-
berecihes. 
 

2.a.7 Schutzgut Landschaft (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB) 
Das Plangebiet gehört übergeordnet zur naturräumlichen Landschaftseinheit „Plantlünner 
Sandebene und Östliches Bentheimer Sandgebiet“. Im Landschaftsrahmenplan wird diese wie 
folgt beschrieben:  
 
„Die südlichste Landschaftseinheit ist die vielgestaltigste des Kreisgebietes. Hochmoor, Nie-
dermoor, Talsandflächen, Grundmoräne, Endmoräne, Flugsandfelder und Kreideablagerun-
gen kommen hier zusammen. 
 
Bis in die Südspitze des Landkreises reicht ein Ausläufer des Teutoburger Waldes. Die einzi-
gen mesozoischen Formationen im Kreisgebiet werden von Talsanden überlagert. Wo die 
Kreideablagerungen aus der Talsandplatte herausragen, finden wir die einzigen natürlichen 
Vorkommen des mesophilen Buchenwaldes. 
 

Lage der 60.  FNPÄ 
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Auf den Talsanden stocken jedoch nicht mehr die natürlichen 
Buchenwald- Gesellschaften, sondern überwiegend Nadelholz-
forste. Parallel zum westlichen Emsufer erstreckt sich ein Tals-
andgebiet, das stellenweise von Flugsandfeldern überlagert 
wird. Während die trockeneren Bereiche mit Kiefernforsten be-
setzt sind, sind die feuchten Talsandflächen so weit dräniert, 
dass sie ackerfähig sind. Kleinflächig ist Grünland eingestreut. 
Die aufgeplaggten Esche werden beackert. 
 
Nach Westen schließt ein lang gestreckter von NNW nach SSO 
verlaufender Endmoränenrücken an das emsbegleitende Tals-
andgebiet an. Der sich deutlich über die Umgebung erhebende 
Rücken ist stellenweise mit Flugsand bedeckt. Der kleinräumige 
Abbau von Kies und Sand hat einige sehr interessante oligotro-
phe Stillgewässer entstehen lassen. Frühzeitige Besiedlung hat 
einen Bestand natürlicher Wälder nicht zugelassen. Die land-
wirtschaftlich genutzten Flächen sind durch Wallhecken geglie-
dert. 

 
Im nordwestlichen Bereich dieser Landschaftseinheit dehnen sich Hochmoore und Nieder-
moore aus, die mit Nadelhölzern aufgeforstet wurden. 
 
Zwischen Kreisgrenze und Endmoränenrücken sind wieder Talsande landschaftsprägend. 
Diese Talsandfläche ist durch den Wechsel von Niederungen, Flugsandfeldern und Bächen 
vielfältig strukturiert. Die ehemals grundwasserbeeinflussten Talsandflächen sind dräniert und 
werden je nach Wasserstand als Grünland oder Acker genutzt, wobei der Ackeranteil weit 
überwiegt. Sehr trockene Flugsandfelder tragen Kiefernforste.  
 
Auch die Ostseite des Emstales wird von einem Talsandgebiet mit aufgesetzten Flugsandfel-
dern eingenommen. Auf diesen ausgedehnten trockenen Sandflächen stocken flechtenreiche 
Kiefernforste. Sie sind vor allem östlich des Emstales und westlich des Dortmund- Ems- Ka-
nals streifenförmig ausgeprägt. Zwischen diesen Flugsandstreifen erstreckt sich eine Niede-
rung, die vorwiegend als Grünland genutzt wird. Dränierte Flächen werden beackert, ebenso 
wie die am Emstalrand liegenden siedlungsnahen Eschflächen. 
 
Nördlich der Linie Bramsche- Varenrode- Thuine- Freren dehnt sich die Frerener Grundmorä-
nenplatte aus. Grundmoräne und talsandgefüllte Niederungen sind hier mosaikartig verwoben. 
Auf den Moränenplatten sind die Siedlungen – locker angeordnete Haufenwegedörfer – ent-
standen. Hier wird überwiegend Ackernutzung betrieben. In den Niederungen nimmt mit zu-
nehmender Melioration der Grünlandanteil zugunsten des Ackerbaues immer mehr ab. Einge-
streut sind Dünenfelder, die statt des natürlichen Eichen- Birkenwaldes heute Kiefern tragen. 
 
Südlich der Frerener Grundmoränenplatte schließt das Settruper Talsandgebiet an. Der Wech-
sel von feuchtem Talsand und niedermoorgefüllten Senken ist kaum noch zu erkennen. Um-
fangreiche Flurbereinigungsverfahren haben hier die Voraussetzung für eine rationelle Land-
wirtschaft entstehen lassen. So überwiegen die Ackerflächen. Flugsandfelder sind wieder von 
Kiefern besetzt. Als naturnahe Elemente sind ein Erlen- Bruchwaldgebiet östlich von Thuine, 
dass sich regenerierende Hochmoor Speller Dose und einige Feuchtgrünländer erhalten.“ 
(Landschaftsrahmenplan des Landkreises Emsland 2001) 
 
Das Landschaftsbild wird im Planbereich überwiegend durch anthropogene Nutzung geprägt. 
Umliegend befindet sich Wohnbebauung, Gewerbe und Industrie. Im weiteren Umfeld gibt es 
teilweise auch landwirtschaftlich genutzte Flächen. Der Bereich des Plangebietes ist eben.  
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Abbildung 20: Luftbild des Planbereich, unmaßstäblich (NIBIS 2022) 
 

Die Überplanung des Geltungsbereiches mit der baulichen Nutzung „Sonderbaufläche“ gemäß 
§ 4 BauNVO ermöglicht eine Standortsicherung für die Gemeinde Salzbergen und eine Ent-
wicklungsperspektive für das bestehende Einkaufszentrum. Umliegende bestehende Gehölz-
strukturen bleiben weitestgehend erhalten und werden ansonsten kompensiert. 
 

2.a.8 Biologische Vielfalt (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB) 
Seit der UNCED-Konferenz von Rio de Janeiro („Earth Summit“) haben mittlerweile 196 Staa-
ten die „Konvention zum Schutz der biologischen Vielfalt“ unterzeichnet (Stand 2021). Die 
rechtliche Umsetzung der Biodiversitätskonvention in deutsches Recht erfolgte im Jahr 2002 
zunächst durch die Aufnahme des Zieles der Erhalt und Entwicklung der biologischen Vielfalt 
in die Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege in das Bundesnaturschutz-
gesetz, seit 2010 als vorangestelltes Ziel in § 1 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG. 
 
Die Biologische Vielfalt oder Biodiversität umfasst nach der Definition der Konvention die „Va-
riabilität unter lebenden Organismen jeglicher Herkunft, darunter unter anderem Land-, Mee-
res- und sonstige aquatische Ökosysteme und die ökologischen Komplexe, zu denen sie ge-
hören“. Damit beinhaltet der Begriff der „Biologischen Vielfalt“ sowohl die Artenvielfalt als auch 
die Vielfalt zwischen den Arten sowie die Vielfalt der Ökosysteme. Mit der innerartlichen Vielfalt 
ist die genetische Vielfalt einbezogen, die z.B. durch Isolation und Barrieren von und zwischen 
Populationen eingeschränkt werden kann. 
 
Wie die bisherigen Ausführungen der Kapitel 2.a.1 und 2.a.2 zu den Schutzgütern Tiere und 
Pflanzen verdeutlichen, stellt das durch ein Einkaufszentrum genutzte Plangebiet aktuell nur 
für vergleichsweise wenige und überwiegend sehr häufige Arten einen geeigneten Lebens-
raum dar. Entsprechend gering ist seine aktuelle Bedeutung für die Biologische Vielfalt. 

Lage der 60. FNPÄ 
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Endemische Arten, d. h. ausschließliche Vorkommen von Pflanzen oder Tieren in einem be-
grenzten Gebiet, sind im Planbereich und deren unmittelbarer Umgebung nicht vertreten. 
 

2.a.9 Erhaltungsziele und Schutzzweck der Natura 2000 Gebiete (gem. § 1 Abs. 6 
Nr. 7b BauGB) 

Nördlich sowie östlich des Geltungsbereiches befinden sich in einer Entfernung von rund 
600 m die Landschaftsschutzgebiete „Emstal“ (LSG EL 00023) und „Natura 2000-Emsauen 
von Salzbergen bis Papenburg“ (LSG EL 00032) sowie das FFH-Gebiet Nr. 13 „Ems“. 
 
Südwestlich befindet sich in einer Entfernung von ca. 870 m das Landschaftsschutzgebiet 
„Gutswald Stovern“ (LSG EL 00034) sowie das FFH-Gebiet „Gutswald Stovern“ (3610-301). 
 

2.a.10 Mensch und seine Gesundheit sowie Bevölkerung insgesamt (gem. § 1 Abs. 6 
Nr. 7c BauGB) 

Für den Menschen sind im Zusammenhang mit der angestrebten Planung geringfügige Aus-
wirkungen auf das Wohnumfeld von Bedeutung. Der bisher bereist als Gewerbegebiet darge-
stellte Bereich soll durch die Änderung des Flächennutzungsplanes in eine „Sonderbaufläche“ 
gem. § 4 BauNVO mit der Zweckbestimmung „Einkaufszentrum“ umgewandelt werden. Die 
zulässigen Grenzwerte der TA Luft und TA Lärm sind einzuhalten. Das Plangebiet hat keine 
hohe Naherholungsbedeutung. 
 
Aufgrund der angrenzenden Landesstraße (L 39) und insbesondere der nordöstlich verlaufen-
den Bahntrasse sowie des südlich und südöstlich liegenden Gewerbes kommt es zu Immissi-
onseinwirkungen innerhalb des Planungsgebietes. Daraus ergeben sich nachfolgende Lärm-
pegelbereiche: 
 

 
Abbildung 21: Lärmpegelbereiche im Geltungsbereich (Zech 2022) 
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Lärmpegelbereich Maßgeblicher Außenlärmpegel 
 La in dB 

V 75 

VI 80 

 
Die Lärmpegelbereiche ergeben sich aus den Emissionen von Gewerbe- und Verkehr. 
 

2.a.10.1 Immissionen Landwirtschaft 

Dies spielt aufgrund des vorliegenden engen Siedlungscharakters keine Rolle. 

2.a.10.2 Immissionen Gewerbe 

Die Gewerbelärmuntersuchung hat ergeben, dass nur an den Wohnhäusern Am Gillenbrink 1 
und Am Gillenbrink 3 relevante Immissionsbeiträge durch die geplante Marktnutzung hervor-
gerufen werden. 
 
An allen übrigen Immissionsorten wird der Richtwert im Tageszeitraum um mindestens 7 dB 
und im Nachtzeitraum um mindestens 9 dB unterschritten (Einhaltung des Irrelevanzkriteriums 
der TA Lärm). Zum Teil liegen Immissionsorte mit einer Richtwertunterschreitung um mindes-
tens 10 dB sogar außerhalb des akustischen Einwirkungsbereiches der Märkte. Somit ist hier 
von keiner unzulässigen Gewerbelärmzusatzbelastung durch das Vorhaben im Sinne der 
TA Lärm auszugehen. 
 
Am Wohnhaus Am Gillenbrink 1 und 3 wird der Richtwert im Tageszeitraum um mindestens 
2 dB unterschritten. Im Nachtzeitraum ist am Wohnhaus Am Gillenbrink 3 davon auszugehen, 
dass der Richtwert durch die Marktnutzung mit Nachtablieferung eingehalten, aber anteilig 
ausgeschöpft wird. Somit leisten die geplanten Nutzungen der Märkte relevante Zusatzbei-
träge im Sinne der TA Lärm. 
 
Der Beurteilungspegel wird hierbei durch den Ansatz einer nächtlichen An- und Abfahrt eines 
LKW (inkl. laufendem Kühlaggregat des LKW auf dem Fahrweg) innerhalb der lautesten 
Nachtstunde bestimmt. Diese nächtlichen Anlieferungen sind nach Betreiberangaben bereits 
im derzeitigen Bestand vorhanden und werden durch die Vorhabenplanung nicht verändert.  
 
Wie in Kapitel 3 (siehe Gutachten) zur Einschätzung der Gewerbelärmvorbelastung erläutert, 
ist an diesen Wohnhäusern Am Gillenbrink davon auszugehen, dass die Gewerbelärmsitua-
tion durch die bereits vorhandene Marktnutzung – als Bestandteil der genehmigten Gesamt-
gewerbelärmsituation – bestimmt wird und die Vorbelastung aus den weiter entfernten Indust-
rie- und Gewerbegebieten auf Grund des Abstands, näher gelegener schützenswerter Wohn-
nutzungen und der Abschirmung durch vorhandene Gebäude zu vernachlässigen ist bzw. 
nicht relevant zur Gewerbelärmsituation beitragen dürfte. 
 
Unter diesem Aspekt ist auch an den Wohnhäusern Am Gillenbrink von keinen unzulässigen 
Gewerbelärmeinwirkungen nach TA Lärm auszugehen. 
 
Unzulässige Spitzenpegeleinwirkungen durch Einzelereignisse sind bei bestimmungsgemä-
ßer Nutzung und Einhaltung des Standes der Lärmminderungstechnik nicht zu erwarten. (Zech 
Ingenieurgesellschaften 2022). 
 

2.a.10.3 Immissionen Verkehr 

Nordöstlich verläuft in wenigen Metern Entfernung parallel zum Geltungsbereich die Bahnstre-
cke 2931 Hamm (Westf.) – Emden RBF. Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der 
Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase, 
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Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen durch magnetische 
Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen können. 
Die Geräuschbelastung wird durch die südlich verlaufende Landesstraße 39 noch zusätzlich 
verstärkt. 
 
Bei den Abgrenzungen der Lärmpegelbereiche etc. wurden folgende Planungsgrundlagen vo-
rausgesetzt: 
 
a) Angebotsbebauungsplan (kein Vorhabenbezogener Bebauungsplan); daher Berech-

nung und Abgrenzung bei freier Schallausbreitung im Plangebiet (Gebäude im Plange-
biet werden nicht berücksichtigt). 

b) Im SO werden schützenswerte Wohnnutzungen (Wohn-, Schlaf- oder sonstige Über-
nachtungsräume) ausgeschlossen. 

c) Im SO ist der Schutzanspruch wie im GE zu Grunde zu legen: Orientierungswerte (OW) 
bei Verkehrslärm 65/55 tags/nachts. 

d) schützenswerte Nutzungen (Wohnen, Schlaf- oder sonstige Übernachtungsräume) sind 
nur im MI zulässig: Orientierungswerte (OW) bei Verkehrslärm 60/50 tags/nachts. 

 
Vorhabenerzeugter Mehrverkehr auf öffentlichen Straßen (Nr. 7.4 der TA Lärm) 
Wie die Ergebnisse des Kapitels 11 (siehe Gutachten) zeigen, ist unter Zugrundelegung der 
verkehrlichen Kennwerte durch den vorhabenerzeugten Mehrverkehr auf öffentlichen Straßen 
maximal eine Pegelerhöhung um aufgerundet 1 dB zu erwarten. 
 
Somit sind – auch bei Überschreitung der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV – im Sinne 
der Nr. 7.4 der TA Lärm keine unzulässigen Verkehrslärmeinwirkungen durch den vorhaben-
erzeugten Mehrverkehr auf öffentlichen Straßen zu erwarten (Zech Ingenieurgesellschaften 
2022). 
 
Verkehrslärmsituation im Plangebiet – Lärmvorsorge 
Die Untersuchung zur Verkehrslärmsituation im Plangebiet hat Folgendes ergeben: 

1) Im Tageszeitraum wird im gesamten Mischgebiet (MI) in allen Geschossen der schall-
technische Orientierungswert von 60 dB(A) überschritten. 

2) Im Sondergebiet (SO) wird der schalltechnische Orientierungswert von 65 dB(A) nur in 
einer kleinen Teilfläche – bezogen auf die Berechnungshöhe von 2 m über Gelände 
und das Erdgeschoss – eingehalten. Im Großteil des Sondergebietes ist von einer 
Überschreitung dieses Orientierungswertes im Tageszeitraum auszugehen. 

Im Nachtzeitraum werden sowohl im Mischgebiet als auch im Sondergebiet die jeweiligen Ori-
entierungswerte im gesamten Gebiet deutlich überschritten. Durch den geplanten Ausschluss 
von schützenswerten Wohnnutzungen (Wohn-, Schlaf- oder sonstige Übernachtungsräume) 
im Sondergebiet ist hier der Nachtzeitraum nicht beurteilungsrelevant. (Zech Ingenieurgesell-
schaften 2022). 

2.a.10.4 Sonstige Immissionen 

Sonstige Emissionen von Schadstoffen, Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung 
liegen nicht vor bzw. sind irrelevant. 

2.a.11 Kultur- und sonstige Sachgüter (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7d BauGB) 

Unter Kultur- und sonstigen Sachgütern sind Güter zu verstehen, die Objekte von gesellschaft-
licher Bedeutung als architektonisch wertvolle Bauten oder archäologische Schätze darstellen 
und deren Nutzbarkeit durch das Vorhaben eingeschränkt werden könnte. Derzeit sind keine 
Kultur- und sonstigen Sachgüter für den Geltungsbereich dieser Bauleitplanung verzeichnet.  
 
Sollten dennoch während der Baumaßnahmen Bodenfunde gemacht werden (diese können 
u.a. sein: Tongefäßscheiben, Ansammlungen von Holzkohle, Schlacken, auffällige 
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Bodenverfärbungen, Steinkonzentrationen, auch geringe solcher Funde), sind diese unver-
züglich einer Denkmalbehörde, der Gemeinde oder einem Beauftragten für die archäologische 
Denkmalpflege des LK Emsland anzuzeigen (§ 14 Abs. 1 NDSchG). Meldepflichtig ist der Fin-
der/die Finderin, der Leiter/die Leiterin der Arbeiten oder der Unternehmer. 
 
Bodenfunde und Fundstellen sind bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige un-
verändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutz-
behörde des LK Emsland vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet (§ 14 Abs. 2 NDSchG). 
 
Etwaige Grabungskosten sind durch den Verursacher zu tragen. 
 
Zur Abstimmung des weiteren Vergehens muss sich der Vorhabenträger frühzeitig (6 bis 8 
Wochen vor Baubeginn) mit der Archäologischen Denkmalpflege in Verbindung setzen. 
 
Sie erreichen die Untere Denkmalschutzbehörde des Landkreises Emsland unter folgender 
Rufnummer: 
 
(05931) 6605 oder 0160 2535463. 
 

2.a.12 Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen 
und Abwässern (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7e BauGB) 

Emissionen 

Siehe dazu Kapitel 2.a.10.2 und 2.a.10.3 (Schallgutachten Zech 2022). 
 
Abfallentsorgung 
Die Entsorgung der im Plangebiet anfallenden Abfälle erfolgt entsprechend den gesetzlichen 
Bestimmungen und Verordnungen sowie der jeweils gültigen Satzung zur Abfallentsorgung 
des Landkreises Emsland. Träger der öffentlichen Müllabfuhr ist der Landkreis Emsland. Evtl. 
anfallender Sondermüll wird einer den gesetzlichen Vorschriften entsprechenden Entsorgung 
zugeführt. 
 
Abwasserentsorgung 
Der Anschluss an die Abwasserkanalisation kann vom Trink- und Abwasserverband Bad 
Bentheim, Schüttorf, Salzbergen und Emsbüren (TAV) für das geplante Gebiet, unter Berück-
sichtigung der gültigen Verbandsgrundlagen, sichergestellt werden, da der Anschluss bereits 
vorliegt. Bei der Durchführung von Maßnahmen im Bereich der öffentlichen Ver- und Entsor-
gungsanlagen werden die DVGW-Arbeitsblätter GW 125 „Baumpflanzungen im Bereich unter-
irdischer Versorgungsanlagen“ und GW 315 „Hinweise für Maßnahmen zum Schutz von Ver-
sorgungsanlagen bei Bauarbeiten“ beachtet. 
 

2.a.13 Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung 
von Energie (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB) 

Es besteht die Möglichkeit, auf den Dächern der Betriebsgebäude Sonnenkollektoren zu in-
stallieren. Eine Ausrichtung auf dem Flachdach nach Süden ist möglich, sodass hier eine hö-
here Effizienz erreicht werden kann. Damit wird ein besonderer Beitrag zum Klimaschutz und 
zur Klimaanpassung im Sinne des § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB geleistet. Es ist davon auszuge-
hen, dass die Bestimmungen des Wärmeschutzes beachtet werden. 
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2.a.14 Landschaftspläne und sonstige Fachpläne (§ 1 Abs. 6 Nr. 7g BauGB) 

Landschaftspläne und sonstige Fachpläne sind nicht zu berücksichtigen bzw. überdecken den 
Geltungsbereich dieser Bauleitplanung nicht. 
 

2.a.15 Gebiete zur Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 Nr. 7h 
BauGB) 

Die Rahmenrichtlinie Luftqualität (96/62/EG) der EU benennt in Artikel 9 die Anforderungen 
für Gebiete, in denen die Werte unterhalb der Grenzwerte liegen. Artikel 9 besagt, dass 
 

• die Mitgliedsstaaten eine Liste der Gebiete und Ballungsräume, in denen die Werte der 
Schadstoffe unterhalb der Grenzwerte liegen, zu erstellen haben und  

• die Mitgliedsstaaten in diesen Gebieten die Schadstoffwerte unter den Grenzwerten 
halten und sich bemühen, die bestmögliche Luftqualität im Einklang mit der Strategie 
einer dauerhaften und umweltgerechten Entwicklung zu erhalten. 

 
Den in Artikel 9 beschriebenen Vorgaben trägt § 50 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) Rechnung. Dieser besagt, dass bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-
men in Gebieten, in denen die in Rechtsverordnungen nach § 48a Abs. 1 BImSchG festgeleg-
ten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden, bei der Abwägung der betroffenen Be-
lange die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität als Belang zu berücksichtigen ist. 
 
Das BauGB übernimmt wiederum die Anforderungen des § 50 BImSchG an die Erhaltung der 
bestmöglichen Luftqualität als Abwägungsbelang für die Bauleitplanung, sodass gemäß § 1 
Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe h BauGB, die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in 
denen die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Europäi-
schen Gemeinschaft festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden, bei der 
Aufstellung von Bauleitplänen zu berücksichtigen ist. 
 
Die vorliegende planungsrechtlich ermöglichte Bebauung wird keine besonderen, für die Luft-
qualität entsprechender Gebiete relevanten Emissionen zur Folge haben, so dass die Planung 
zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen hinsichtlich der bestehenden und zu erhaltenden 
bestmöglichen Luftqualität führen wird. 
 

2.a.16 Voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung 
der Planung 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung wird die derzeitige Umweltsituation erhalten bleiben. 
Insbesondere die Schutzgüter Boden, Wasser sowie Tiere und Pflanzen, Biologische Vielfalt 
und das Landschaftsbild können ihre Funktionen für den Naturhaushalt in dem bisherigen Um-
fang unter Berücksichtigung der im Plangebiet vorherrschenden sehr hohen Versiegelung er-
füllen. Die geringe Durchlässigkeit des Bodens und somit geringe Bedeutung für entspre-
chende Tier- und Pflanzenarten sowie das Kleinklima blieben erhalten. 
 
Bei nicht Durchführung besteht kein Kompensationsbedarf. Somit würden etwaige Ausgleichs-
flächen in ihrer Biotopfunktion erhalten bleiben bzw. die entwickelten Kompensations-
punkte/Aufwertungspunkte nicht weiter beansprucht. 
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2.b Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung 
der Planung 

Die Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung der 
Umweltauswirkungen erfolgt anhand der Kriterien nach Anlage 1 Nr. 2b aa) bis hh) BauGB. 
 
Die Beschreibung der möglichen erheblichen Auswirkungen während der Bau- und Betriebs-
phase soll sich auf die direkten und die etwaigen indirekten, sekundären, kumulativen, grenz-
überschreitenden, kurzfristigen, mittelfristigen und langfristigen, ständigen und vorübergehen-
den sowie positiven und negativen Auswirkungen der geplanten Vorhaben erstrecken; die Be-
schreibung soll zudem den auf Ebene der Europäischen Union oder auf Bundes , Landes- 
oder kommunaler Ebene festgelegten Umweltschutzzielen Rechnung tragen. 
 
Mit Durchführung der Planung wird durch die vorliegende Flächennutzungsplanänderung 
Nr. 60 ein Einkaufszentrum vergrößert. Auf diese Weise kann die erhöhte Nachfrage innerhalb 
der wachsenden Gemeinde gedeckt und das Einzelhandelsangebot zusätzlich gestärkt wer-
den. 
 
Die vorliegende Planung dient der planerischen und rechtlichen Absicherung der Entwick-
lungsabsichten und stellt die Vereinbarkeit der im Plangebiet festgesetzten Nutzungen mit den 
Belangen der umliegenden Bebauung und sonstigen Schutzgütern her. 
 
Gleichzeitig sind mit der Planung die ermittelten Umweltauswirkungen verbunden. Nachteilig 
wirkt sich bei Durchführung der Planung insbesondere die zusätzliche Versiegelung des Bo-
dens aus. Im Zuge der Realisierung der Planung kann jedoch auf der Grundlage der Kompen-
sation der Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft eine für den Menschen hinsichtlich der 
Immissionssituation sowie für andere Schutzgüter wie Pflanzen und Tiere, die Landschaft und 
die Wechselwirkungen zwischen Landschaft und Siedlung ein Ausgleich erzielt werden. 
 
Wirkfaktoren 
Von dem Vorhaben oder durch einzelne Vorhabenbestandteile gehen unterschiedliche Wir-
kungen auf die zu betrachtenden Umweltschutzgüter aus. Die dabei entstehenden Wirkfakto-
ren können baubedingter, anlagebedingter oder betriebsbedingter Art sein und dementspre-
chend temporäre oder nachhaltige Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter mit sich brin-
gen. 
 
Baubedingte Wirkfaktoren 
Baubedingte Wirkfaktoren sind Wirkungen, die im Zusammenhang mit den Bauarbeiten auf-
treten können. Sie sind auf die Zeiten der Baumaßnahme beschränkt. 
 
Baufeldfreimachung/Bauphase 
Mit der Baufeldfreimachung (Abriss/Entfernung von Gebäudestrukturen) findet eine Flächen-
inanspruchnahme mit einer Beanspruchung der vorhandenen Strukturen statt. In der Bau-
phase können Flächen beansprucht werden, die über das geplante Baufeld hinausgehen. Bi-
otopstrukturen können im Zusammenhang mit der Einrichtung oder Nutzung von Lager- und 
Abstellflächen oder beim Rangieren von Baufahrzeugen und -maschinen beansprucht werden. 
 
Baustellenbetrieb 
Baumaßnahmen sind durch den Einsatz von Baufahrzeugen und -maschinen sowie das Bau-
stellenpersonal mit akustischen und optischen Störwirkungen verbunden. Diese Wirkungen 
sind zeitlich auf die Bauphase sowie räumlich auf die nähere Umgebung des Plangebiets be-
schränkt und können zu einer temporären Störung der Umwelt führen. 
 
Anlage- und betriebsbedingte Wirkfaktoren 
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Flächeninanspruchnahme, Versiegelung 
Durch diese Bauleitplanung werden die anstehenden Biotopstrukturen (Siedlungsstrukturen, 
bebaute/versiegelte Bereiche) im Plangebiet, vorwiegend die in der Biotoptypenkarte heraus-
gestellten Biotoptypen dauerhaft beansprucht. 
 
Die wesentlichen anlagebedingten Wirkungen entstehen durch die Anpassung von z.B. Ge-
bäudestrukturen, deren siedlungsstruktureller Erschließung (Verkehrsflächen, Parkplätze etc.) 
sowie durch die notwendigen Bauarbeiten. In den vollversiegelten Bereichen bleiben sämtliche 
Bodenfunktionen dauerhaft verloren, in teilversiegelten Bereichen werden die Bodenfunktio-
nen weiterhin stark eingeschränkt. Die Überbauung der Flächen stellt jedoch keinen großen 
Verlust von Lebensräumen für Fauna, Flora und von Kulturlandschaft dar, da überwiegend 
bereits versiegelte Bereiche in Anspruch genommen werden. Zwar verringert sich für den Men-
schen der unbebaute Erholungsraum geringfügig, es werden jedoch keine relevanten Woh-
numfeld- oder Erholungsfunktionen (z. B. Wegebezüge) durch das Vorhaben beeinträchtigt. 
 
In der folgenden Tabelle werden die denkbaren Wirkungen durch diesen Bebauungsplan als 
potenzielle Wirkfaktoren zusammengestellt. 
 
Tabelle 1: Potentielle Wirkfaktoren im Zusammenhang mit diesem Bebauungsplan 

Maßnahme Wirkfaktor Auswirkung 
betroffenen 
Schutzgüter 

baubedingt 

Bauarbeiten zur Bau-
feldvorbereitung  

Bodenverdichtungen, 
Bodenabtrag und Verän-
derung des (natürlichen) 
Bodenaufbaus.  

Zusätzlicher Verlust an Le-
bensraum 

Tiere  
Pflanzen 

Zusätzlicher Verlust an Bo-
den und seiner natürlichen 
Funktion 

Boden 

anlagebedingt 

Bebauung mit Gebäu-
den. Hinzu kommen 
Nebengebäude und 
Verkehrsflächen 

Versiegelung und nach-
haltiger Lebensraumver-
lust 
 

Zusätzlicher Verlust an Le-
bensraum 

Tiere  
Pflanzen 

Zusätzlicher Verlust an Bo-
den und seiner natürlichen 
Funktion 

Boden 

Verlust an natürlicher Versi-
ckerungsfläche 

Wasser 

Geringfügige Veränderung 
des Kleinklimas möglich 

Klima 

Neubau von Gebäude 
und Infrastrukturanlagen 

Zusätzlicher Verlust an Le-
bensraum 

Tiere  
Pflanzen 
Mensch 
Landschaft 

betriebsbedingt 

Emissionen durch 
Hausfeuerungs-anla-
gen 

Belastung der Atmo-
sphäre 

Zusätzliche Belastung der 
Atmosphäre insbesondere 
durch CO2-Ausstoß 

Menschen 
Gesundheit 
Luft 

Zusätzlicher Kfz-/ 
LKW- Verkehr 
 

geringfügige Lärmemis-
sionen durch zusätzli-
chen Fahrzeugverkehr; 
Personenbewegungen 

Zusätzliche Belastung der 
Umgebung 

Menschen 
Gesundheit 
Tiere 

 

2.b.1 Tiere, Pflanzen Biotoptypen und Biologische Vielfalt 
Durch diese Flächennutzungsplanänderung wird eine bereits fast vollständig versiegelte Flä-
che (Einkaufszentrum mit Stellflächen) für die Ausweisung einer Sonderbaufläche (S) in An-
spruch genommen. 
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Im Rahmen der Bestandsaufnahme wurde eine Biotoptypenkartierung durchgeführt. Anhand 
des Kartierschlüssels für Biotoptypen in Niedersachsen (NLWKN 2021) wurden die einzelnen 
Biotoptypen bestimmt. 
 
Nach Auswertung der Bestandsaufnahme wurden für den Geltungsbereich die in der Eingriffs-
bilanzierung unter „Ist- Bestand“ aufgeführten Biotoptypen und die dazugehörigen Wertfakto-
ren nach dem Niedersächsischen Städtetag- Modell (Stand 2013) ermittelt.  
 
Die Vorhabenplanung führt vornehmlich zum Verlust von anthropogen stark beeinflussten Flä-
chen. Die Bodenversiegelung durch Überbauung ist jedoch auch in einem geringen Umfang 
als erheblicher Eingriff im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 18 Abs. 1 BNatSchG zu be-
urteilen. Durch die mögliche Versiegelung wird dem Boden die natürliche Bodenfunktion als 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen entzogen. 
 
Unter „Soll- Bestand“ werden die sich aufgrund der Darstellung ergebenden ökologischen Ge-
gebenheiten bewertet. 
 
Tabelle 2: Auswirkungen auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
Beschreibung der Auswirkungen während der Bau- und 
Betriebsphase infolge: 

Schutzgutbetroffenheit 

Bauphase Betriebsphase 

aa) des Baus und des Vorhandenseins der geplanten Vorha-
ben, soweit relevant einschließlich Abrissarbeiten, 

Zusätzlicher Verlust an Lebens-
raum. Kann durch Kompensati-
onsmaßnahme ausgeglichen 
werden. 

Zusätzlicher Verlust an Le-
bensraum. Kann durch Kom-
pensationsmaßnahme ausge-
glichen werden. 

bb) der Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere Flä-
che, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biologische 
Vielfalt, wobei soweit möglich die nachhaltige Verfügbar-
keit dieser Ressourcen zu berücksichtigen ist, 

Zusätzlicher Verlust an Lebens-
raum. Kann durch Kompensati-
onsmaßnahme ausgeglichen 
werden. 

Zusätzlicher Verlust an Le-
bensraum. Kann durch Kom-
pensationsmaßnahme ausge-
glichen werden. 

cc) der Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen, 
Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung so-
wie der Verursachung von Belästigungen, 

Die einschlägigen Werte werden 
eingehalten.  

Die einschlägigen Werte wer-
den eingehalten 

dd) der Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihrer Besei-
tigung und Verwertung, 

Baureststoffe werden einer ord-
nungsmäßen Verwertung bzw. 
Entsorgung zugeführt. 

Eine Entsorgung der anfallen-
den Abfallmengen (Hausmüll, 
Biotonne, Altpapier) erfolgt 
über die vom Landkreis Ems-
land beauftragten Entsorger.  

ee) der Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle 
Erbe oder die Umwelt (zum Beispiel durch Unfälle oder 
Katastrophen), 

Die Unfall- und Sicherheitsvor-
schriften werden eingehalten.  

Die Unfall- und Sicherheitsvor-
schriften werden eingehalten. 
Ein erhöhtes Risiko besteht 
nicht. 

ff) der Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete unter Berücksichtigung etwaiger 
bestehender Umweltprobleme in Bezug auf möglicher-
weise betroffene Gebiete mit spezieller Umweltrelevanz 
oder auf die Nutzung von natürlichen Ressourcen, 

Eine Kumulierung ist nicht her-
auszustellen. 

Eine Kumulierung ist nicht her-
auszustellen. 

gg) der Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das Klima 
(zum Beispiel Art und Ausmaß der Treibhausgasemissio-
nen) und der Anfälligkeit der geplanten Vorhaben gegen-
über den Folgen des Klimawandels, 

Aufgrund der bestehenden Ver-
siegelung sind nur geringfügig 
weitere negative Beeinträchti-
gungen zu erwarten. 

Aufgrund der bestehenden 
Versiegelung sind nur gering-
fügig weitere negative Beein-
trächtigungen zu erwarten. 

hh) der eingesetzten Techniken und Stoffe Bei der Bauausführung erfolgt 
der Einsatz moderner Technik. 

Die baulichen Anlagen ent-
sprechen dem Stand der 
Technik. 

 
Nachfolgend erfolgt die Darstellung des Ist-Bestandes der betroffenen Flächen und die Dar-
stellung der Werteinheiten bei Umsetzung der Planung. 
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Tabelle 3: Eingriffsbilanzierung Bestand 
Ist – Bestand (Auf der Basis der Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 44, Teilplan E nebst Än-
derungen (vgl. Kapitel 4, Teil I Begründung) 

Biotoptyp Fläche (m²) Bewertung/m² 
Flächenwert 

(WE) 

Gewerbegebiet (versiegelt) 7.970 0 0 

Siedlungsgehölz 4.340 2 8.680 

Mischgebiet (versiegelt) 1.231 0 0 

Mischgebiet (unversiegelt)/Zierhecken 3.834 1 3.834 

Verkehrsfläche (öffentlich) 1.471 0 0 

Summe 18.846 Summe 12.514 

 
Tabelle 4: Überschlägige Eingriffsbilanzierung - Planung 

Soll - Bestand 
   

Biotoptyp Fläche (m²) Bewertung/m² 
Flächen-
wert (WE) 

Sonstiges Sondergebiet (versiegelt) 11.113 0 0 

Sonstiges Sondergebiet (unversiegelt) 2.778 1 2.778 

Mischgebiet (versiegelt) 1.001 0 0 

Mischgebiet (unversiegelt)/Zierhecken 667 1 667 

Siedlungsgehölz 1.816 2 3.632 

Verkehrsfläche (öffentlich) 1.471 0 0 

Summe 18.846 Summe 7.077 

    
Kompensationsdefizit -5.437 

 
Aus der quantitativen Gegenüberstellung des Bestandswertes von 12.514 WE und des Pla-
nungswertes von 7.077 WE geht ein Kompensationsdefizit von 5.437 WE hervor. 
 
Die benötigten Werteinheiten werden aus dem der Gemeinde Salzbergen zur Verfügung ste-
henden Ersatzflächen-Pool an bereits geschaffenen Werteinheiten heraus bilanziert. Die ge-
wählte Fläche (Sal-041 (Fläche-Nr. 20) Bezeichnung: Fläche „Piepel“) liegt in der Gemeinde 
Salzbergen, Flur 27; Flurstück 14/2 an der Devesstraße/Ecke Neuenkirchener Damm. Auf die-
ser Fläche stehen noch 7.946 Werteinheiten zur Verfügung, welche durch die Aufforstung ei-
nes Laubmischwaldes im Jahr 2009 generiert wurden. Die Neuanlage einer Kompensations-
fläche/-maßnahme ist somit nicht notwendig. 
 

2.b.2 Fläche und Boden 
Aufgrund der bereits bestehenden Versiegelung des Bodens durch die hier vorliegende anth-
ropogene Nutzung, liegt im Plangebiet eine geringe Wertigkeit des Bodens hinsichtlich der 
Belange von Natur und Landschaft vor. Gleichwohl wird durch diese Bauleitplanung ein Eingriff 
in den Bodenhaushalt vorbereitet. Hieraus leiten sich für das Plangebiet geringfügig Umwelt-
auswirkungen und eine notwendige flächenhafte Kompensation ab. Die Kompensation wird 
durch Werteinheiten ausgeglichen, welche der Gemeinde Salzbergen bereits aus erfolgten 
Maßnahmen vorliegen. 
 
Die Bodenversiegelung durch Überbauung ist als erheblicher Eingriff im Sinne des § 1a Abs. 3 
BauGB i. V. m. § 18 Abs. 1 BNatSchG zu beurteilen. Durch die mögliche Versiegelung wird 
dem Boden die natürliche Bodenfunktion als Lebensraum für Tiere und Pflanzen entzogen, 
auch wenn neue Qualitäten im Bereich der Grün- bzw. Freiflächen in einem absehbaren Zeit-
raum entstehen werden.  
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Tabelle 5: Auswirkungen auf Fläche und Boden 

Fläche und Boden 

Beschreibung der Auswirkungen während der Bau- und 
Betriebsphase infolge: 

Schutzgutbetroffenheit 

Bauphase Betriebsphase 

aa) des Baus und des Vorhandenseins der geplanten Vorha-
ben, soweit relevant einschließlich Abrissarbeiten 

Zusätzlicher Verlust an Lebens-
raum. Dieser kann durch eine 
Kompensationsmaßnahme aus-
geglichen werden. 

Zusätzlicher Verlust an Le-
bensraum. Dieser kann durch 
eine Kompensationsmaß-
nahme ausgeglichen werden. 

bb) der Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere Flä-
che, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biologische 
Vielfalt, wobei soweit möglich die nachhaltige Verfügbar-
keit dieser Ressourcen zu berücksichtigen ist, 

Zusätzlicher Verlust an Lebens-
raum. Dieser kann durch eine 
Kompensationsmaßnahme aus-
geglichen werden. 

Zusätzlicher Verlust an Le-
bensraum. Dieser kann durch 
eine Kompensationsmaß-
nahme ausgeglichen werden. 

cc) der Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen, 
Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung so-
wie der Verursachung von Belästigungen, 

Die einschlägigen Werte werden 
eingehalten 

Die einschlägigen Werte wer-
den eingehalten 

dd) der Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihrer Besei-
tigung und Verwertung, 

Baureststoffe werden einer ord-
nungsmäßen Verwertung bzw. 
Entsorgung zugeführt. 

Eine Entsorgung der anfallen-
den Abfallmengen (Hausmüll, 
Biotonne, Altpapier) erfolgt 
über die vom Landkreis Ems-
land beauftragten Entsorger.  

ee) der Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle 
Erbe oder die Umwelt (zum Beispiel durch Unfälle oder 
Katastrophen), 

Die Unfall- und Sicherheitsvor-
schriften werden eingehalten.  

Die Unfall- und Sicherheitsvor-
schriften werden eingehalten. 
Ein erhöhtes Risiko besteht 
nicht. 

ff) der Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete unter Berücksichtigung etwaiger 
bestehender Umweltprobleme in Bezug auf möglicher-
weise betroffene Gebiete mit spezieller Umweltrelevanz 
oder auf die Nutzung von natürlichen Ressourcen, 

Eine Kumulierung ist nicht her-
auszustellen. 

Eine Kumulierung ist nicht her-
auszustellen. 

gg) der Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das Klima 
(zum Beispiel Art und Ausmaß der Treibhausgasemissio-
nen) und der Anfälligkeit der geplanten Vorhaben gegen-
über den Folgen des Klimawandels, 

Aufgrund der bestehenden Ver-
siegelung sind keine weiteren 
negativen Beeinträchtigungen 
zu erwarten. 

Aufgrund der bestehenden 
Versiegelung sind keine weite-
ren negativen Beeinträchti-
gungen zu erwarten. 

hh) der eingesetzten Techniken und Stoffe Bei der Bauausführung erfolgt 
der Einsatz moderner Technik. 
Freiflächen werden gelockert 
und reaktiviert. 

Frei- und Gartenflächen erhal-
ten ihre Bodenfunktionen.  

2.b.3 Wasser 
Die Bewirtschaftung des Wasserhaushaltes ist mit dem Ziel einer nachhaltigen Entwicklung 
i. S. v. § 1 Abs. 5 BauGB so zu berücksichtigen, dass auch nachfolgende Generationen ohne 
Einschränkungen alle Optionen der Gewässernutzung offenstehen. Beim Schutzgut Wasser 
sind die Bereiche Grundwasser und Oberflächenwasser zu unterscheiden. 
 
Da die natürlichen Wasserverhältnisse durch die Nutzung im Plangebiet weitgehend überformt 
sind, ist der Eingriff hinsichtlich der Grundwassersituation als weniger erheblich einzustufen. 
Die Grundwasserverhältnisse sind hinsichtlich ihres Natürlichkeitsgrades als von allgemeiner 
Bedeutung zu werten, da die Grundwassersituation durch anthropogene Nutzungen im Raum 
beeinträchtigt ist. Durch die bereits bestehende flächige Versiegelung ist nicht mit einer weite-
ren Verringerung der Grundwasserneubildung zu rechnen. 
 
Durch die bestehende Versiegelung liegt bereits ein hoher Oberflächenwasserabfluss inner-
halb des Geltungsbereiches vor.  
 
Tabelle 6: Bau- und betriebsbedingte Auswirkungen auf das Schutzgut Grundwasser 

Wasser 

Beschreibung der Auswirkungen während der Bau- und 
Betriebsphase infolge: 

Schutzgutbetroffenheit 

Bauphase Betriebsphase 

aa) des Baus und des Vorhandenseins der geplanten Vorha-
ben, soweit relevant einschließlich Abrissarbeiten, 

Aufgrund der bereits bestehen-
den Versiegelung kommt es nur 

Aufgrund der bereits beste-
henden Versiegelung kommt 
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geringfügig zu einer zusätzli-
chen Reduzierung der Verriese-
lungsfläche. Das unbelastete 
Oberflächenwasser wird ord-
nungsgemäß abgeführt. Ein 
WHG- Antrag wird ggf. hierzu 
gestellt. Eine erhebliche Redu-
zierung der Infiltration ist auf 
Grundlage der nachzuweisen-
den ordnungsgemäßen Entwäs-
serung nicht zu erwarten. Das 
unbelastete Oberflächenwasser 
wird bisher im möglichen Um-
fang auf der Fläche verrieselt 
bzw. über Versickerungsrohre 
und andere Kanalisation abge-
führt. Im weiteren Verfahren wird 
ein Entwässerungskonzept er-
gänzt. 

es nur geringfügig zu einer zu-
sätzlichen Reduzierung der 
Verrieselungsfläche.  

bb) der Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere Flä-
che, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biologische 
Vielfalt, wobei soweit möglich die nachhaltige Verfügbar-
keit dieser Ressourcen zu berücksichtigen ist, 

Aufgrund der bereits bestehen-
den Versiegelung kommt es nur 
geringfügig zu einer zusätzli-
chen Reduzierung der Verriese-
lungsfläche. Die zusätzliche In-
anspruchnahme von Freiflächen 
während der Bauphase führt zur 
Reduzierung der Versickerungs-
fläche.  
 

Aufgrund der bereits beste-
henden Versiegelung kommt 
es nur geringfügig zu einer zu-
sätzlichen Reduzierung der 
Verrieselungsfläche.  

cc) der Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen, 
Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung so-
wie der Verursachung von Belästigungen, 

Von den auf Grundlage der Bau-
leitplanung zulässigen Vorhaben 
gehen keine erheblichen Belästi-
gungen aus.  

Von den auf Grundlage der 
Bauleitplanung zulässigen 
Vorhaben gehen keine erheb-
lichen Belästigungen aus.  

dd) der Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihrer Besei-
tigung und Verwertung, 

Baureststoffe werden einer ord-
nungsmäßen Verwertung bzw. 
Entsorgung zugeführt. 

Eine Entsorgung der anfallen-
den Abfallmengen (Hausmüll, 
Biotonne, Altpapier) erfolgt 
über die vom Landkreis Ems-
land beauftragten Entsorger.  

ee) der Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle 
Erbe oder die Umwelt (zum Beispiel durch Unfälle oder 
Katastrophen), 

Die Unfall- und Sicherheitsvor-
schriften werden eingehalten.  

Die Unfall- und Sicherheitsvor-
schriften werden eingehalten. 
Ein erhöhtes Risiko besteht 
nicht. 

ff) der Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete unter Berücksichtigung etwaiger 
bestehender Umweltprobleme in Bezug auf möglicher-
weise betroffene Gebiete mit spezieller Umweltrelevanz 
oder auf die Nutzung von natürlichen Ressourcen, 

Eine Kumulierung ist nicht her-
auszustellen. 

Eine Kumulierung ist nicht her-
auszustellen. 

gg) der Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das Klima 
(zum Beispiel Art und Ausmaß der Treibhausgasemissio-
nen) und der Anfälligkeit der geplanten Vorhaben gegen-
über den Folgen des Klimawandels, 

Die max. zulässige Flächenver-
siegelung führt zur kurzfristigen 
Beeinträchtigung des örtlichen 
Kleinklimas.   

Eine Kumulierung mit Aus-wir-
kungen anderer Vorhaben ist 
derzeit nicht bekannt.  
 

hh) der eingesetzten Techniken und Stoffe Bei der Bauausführung erfolgt 
der Einsatz moderner Technik. 
Freiflächen werden gelockert 
und reaktiviert. 

Frei- und Grünflächen können 
anteilig zur Infiltration genutzt 
werden. 

 

2.b.4 Klima/Luft 
Im Falle der zukünftigen Bebauung von Landschaftsräumen sind Umwelteinwirkungen aus an-
steigender verkehrlicher Nutzung und allgemeiner Erwärmung aufgrund Überbauung und ab-
nehmender Luftzirkulation zu erwarten. Vor dem Hintergrund der zukünftig möglichen Bebau-
ung treten gegenüber dem bisherigen Zustand kaum wahrnehmbare kleinklimatische Verän-
derungen ein. Die entstehenden Grün- und Freiflächen im Änderungsbereich können Teilfunk-
tionsverluste durch positive kleinklimatische Wirkungen (u.a. Flächen relativer Luftruhe, aus-
geglichener Tagesgang der Lufttemperatur) kompensieren. 
 
Tabelle 7: Auswirkungen auf Luft und Klima 
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Luft und Klima 

Beschreibung der Auswirkungen während der Bau- und 
Betriebsphase infolge: 

Schutzgutbetroffenheit 

Bauphase Betriebsphase 

aa) des Baus und des Vorhandenseins der geplanten Vorha-
ben, soweit relevant einschließlich Abrissarbeiten, 

Versiegelung und Bebauung 
führt zu Veränderungen des 
Ortsklima. Bebaute Bereiche 
gelten als ganzjährig wärmer als 
die Umgebung. Fehlende bzw. 
eine Verringerung der Verduns-
tungsflächen führt zur schnelle-
ren Erwärmung. 

Versiegelung und Bebauung 
führt zu Veränderungen des 
Ortsklima. Bebaute Bereiche 
gelten als ganzjährig wärmer 
als die Umgebung. Fehlende 
bzw. eine Verringerung der 
Verdunstungsflächen führt zur 
schnelleren Erwärmung. 

bb) der Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere Flä-
che, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biologische 
Vielfalt, wobei soweit möglich die nachhaltige Verfügbar-
keit dieser Ressourcen zu berücksichtigen ist, 

Schnellere Flächenerwärmung 
und Speicherung von Wärme bis 
in die Nachtstunden hinein. 

Schnellere Flächenerwär-
mung und Speicherung von 
Wärme bis in die Nachtstun-
den hinein. 

cc) der Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen, 
Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung so-
wie der Verursachung von Belästigungen, 

In Bezug auf die Schutzgüter 
Luft und Klima irrelevant. Die 
einschlägigen Werte der TA Luft 
werden eingehalten. 

In Bezug auf die Schutzgüter 
Luft und Klima irrelevant. Die 
einschlägigen Werte der 
TA Luft werden eingehalten. 

dd) der Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihrer Besei-
tigung und Verwertung, 

In Bezug auf die Schutzgüter 
Luft und Klima irrelevant. 

In Bezug auf die Schutzgüter 
Luft und Klima irrelevant. 

ee) der Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle 
Erbe oder die Umwelt (zum Beispiel durch Unfälle oder 
Katastrophen), 

Die Unfall- und Sicherheitsvor-
schriften werden eingehalten.  

Irrelevant. Es erfolgt eine funk-
tionsgerechte Kompensation. 
Die Frei- und Gartenflächen 
übernehmen anteilig die klima-
relevanten Funktionen. 

ff) der Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete unter Berücksichtigung etwaiger 
bestehender Umweltprobleme in Bezug auf möglicher-
weise betroffene Gebiete mit spezieller Umweltrelevanz 
oder auf die Nutzung von natürlichen Ressourcen, 

Eine Kumulierung ist nicht her-
auszustellen. 

Eine Kumulierung ist nicht her-
auszustellen. 

gg) der Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das Klima 
(zum Beispiel Art und Ausmaß der Treibhausgasemissio-
nen) und der Anfälligkeit der geplanten Vorhaben gegen-
über den Folgen des Klimawandels, 

Die einschlägigen Werte der 
TA Luft werden eingehalten. 

Die einschlägigen Werte der 
TA Luft werden eingehalten. 

hh) der eingesetzten Techniken und Stoffe Bei der Bauausführung erfolgt 
der Einsatz moderner Technik.  

Bei der Bauausführung erfolgt 
der Einsatz moderner Technik. 

 

2.b.5 Landschaft 
Es folgt eine Betrachtung des Schutzgutes Landschaft. Die folgende Tabelle stellt die relevan-
ten Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft kurz dar. 
 
Tabelle 8: Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft 

Landschaft 

Beschreibung der Auswirkungen während der Bau- und 
Betriebsphase infolge: 

Schutzgutbetroffenheit 

Bauphase Betriebsphase 

aa) des Baus und des Vorhandenseins der geplanten Vorha-
ben, soweit relevant einschließlich Abrissarbeiten, 

Durch die Bautätigkeit wird tem-
porär in das Landschaftsbild ein-
gegriffen. Die Gebäude und Ne-
benanlagen verändern das 
Landschaftsbild.  

Durch die Bautätigkeit wird 
temporär in das Landschafts-
bild eingegriffen. Die Gebäude 
und Nebenanlagen verändern 
das Landschaftsbild. 

bb) der Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere Flä-
che, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biologische 
Vielfalt, wobei soweit möglich die nachhaltige Verfügbar-
keit dieser Ressourcen zu berücksichtigen ist, 

Der Eingriff in das Landschafts-
bild ist nur geringfügig gegeben, 
da es sich um einen bereits be-
bauten Bereich handelt. 

Der Eingriff in das Land-
schaftsbild ist nur geringfügig 
gegeben, da es sich um einen 
bereits bebauten Bereich han-
delt. 

cc) der Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen, 
Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung so-
wie der Verursachung von Belästigungen, 

In Bezug auf das Schutzgut 
Landschaft irrelevant. Die ein-
schlägigen Werte der TA Luft 
werden eingehalten. 

In Bezug auf das Schutzgut 
Landschaft irrelevant. Die ein-
schlägigen Werte der TA Luft 
werden eingehalten. 
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dd) der Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihrer Besei-
tigung und Verwertung, 

In Bezug auf das Schutzgut 
Landschaft irrelevant. 

In Bezug auf das Schutzgut 
Landschaft irrelevant. 

ee) der Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle 
Erbe oder die Umwelt (zum Beispiel durch Unfälle oder 
Katastrophen), 

In Bezug auf das Schutzgut 
Landschaft irrelevant. 

In Bezug auf das Schutzgut 
Landschaft irrelevant. 

ff) der Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete unter Berücksichtigung etwaiger 
bestehender Umweltprobleme in Bezug auf möglicher-
weise betroffene Gebiete mit spezieller Umweltrelevanz 
oder auf die Nutzung von natürlichen Ressourcen, 

Eine Kumulierung ist nicht her-
auszustellen. 

Eine Kumulierung ist nicht her-
auszustellen. 

gg) der Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das Klima 
(zum Beispiel Art und Ausmaß der Treibhausgasemissio-
nen) und der Anfälligkeit der geplanten Vorhaben gegen-
über den Folgen des Klimawandels, 

In Bezug auf das Schutzgut 
Landschaft irrelevant. 

In Bezug auf das Schutzgut 
Landschaft irrelevant. 

hh) der eingesetzten Techniken und Stoffe In Bezug auf das Schutzgut 
Landschaft irrelevant. 

In Bezug auf das Schutzgut 
Landschaft irrelevant. 

 

2.b.6 Wirkungsgefüge und Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des 
Umweltschutzes  

Das Wirkungsgefüge der Schutzgüter steht untereinander in einer engen Wechselwirkung. 
Stoffumwandlungsprozesse des Bodens beeinflussen die Schutzgüter Pflanzen und Tiere, 
selbst lokalklimatische Besonderheiten oder Veränderungen wirken sich auf das Schutzgut 
Wasser, beispielsweise die Rate der Grundwasserneubildung aus. Die Wechselwirkungen 
zwischen den Schutzgütern Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser und Klima/Luft sind selbst in ei-
nem bereits vorbelasteten Raum ständig gegeben. 
Der Planbereich stellt sich als anthropogen genutzte Fläche (Einkaufszentrum mit Stellplätzen) 
dar, er liegt im Zentrum der Gemeinde Salzbergen. Somit ist eine intensive anthropogene Be-
anspruchung bzw. Vorbelastung herauszustellen. 
 
Dem entsprechend artenarm ist auch die Fauna bzw. es ist mit Ubiquisten (Allerweltsarten) zu 
rechnen. Boden, Wasser als auch die auftretenden Arten und Biotope sind im Geltungsbereich 
bereits stark verändert worden. Versiegelungen bewirken eine Verminderung der Grundwas-
serneubildung. Eine Erhöhung des Versiegelungsgrades bewirkt einen Verlust von gewachse-
nen Bodenflächen, von Nutzflächen, von Lebensräumen und Nahrungshabitaten und verän-
derten Landschaftsbildern. 
 
Die nach den Vorgaben des BauGB zu betrachtenden Schutzgüter beeinflussen sich gegen-
seitig in unterschiedlichem Maße. Dabei sind Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 
sowie Wechselwirkungen aus Verlagerungseffekten und komplexe Wirkungszusammenhänge 
unter den Schutzgütern zu betrachten. Die aus methodischen Gründen auf Teilsegmente des 
Naturhaushalts, die so genannten Schutzgüter, bezogenen Auswirkungen betreffen also ein 
stark vernetztes komplexes Wirkungsgefüge. 
 
Auf die Wechselwirkungen wurde z.T. bereits bei der Beschreibung der einzelnen Schutzgüter 
eingegangen. Es bestehen direkte Beziehungen zwischen dem Boden, Oberflächenwasser, 
Pflanzen und Tieren sowie zwischen dem Grundwasser und dem Oberflächenwasser. 
 
Im Plangebiet führt die bestehende Überbauung von Boden zwangsläufig zu einem Verlust 
der Funktionen dieser Böden, wozu auch die Speicherung von Niederschlagswasser zählt. 
Hierdurch erhöht sich der Oberflächenwasserabfluss innerhalb des Geltungsbereiches, wäh-
rend die Versickerung auf einem Teil der Fläche unterbunden wird. Darüber hinaus führt grund-
sätzlich die Überbauung von Boden und die Beseitigung von Vegetation durch Versiegelung 
zu einem Eingriff gem. § 14 BNatSchG. Aufgrund der derzeitigen Nutzung des Gebietes sind 
die Umweltfolgen der möglichen Wechselwirkungen als gering zu beurteilen. Eine Verstärkung 
der erheblichen Umweltauswirkungen durch sich negativ verstärkende Wechselwirkungen ist 
im Plangebiet nicht zu erwarten, da bereits eine großflächige Versiegelung vorliegt. 
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Ein möglicher Ausgleich der Wechselwirkungen wird durch das angewendete Bilanzierungs-
konzept (NIEDERSÄCHSISCHER STÄDTETAG 2013) abgehandelt. So ist in der Regel zu 
berücksichtigen, dass mit der Kompensation eines Schutzgutes bzw. mit ein und derselben 
Kompensationsmaßnahme auch ein Ausgleich für weitere Schutzgüter erreicht werden kann 
sowie umgekehrt eine Eingriffsmaßnahme meistens auch mehrere Schutzgüter beeinträchtigt 
(multifunktionale Wirkung). 
 
Tabelle 9: Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern im Plangebiet 
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Mensch  o + + o o o - + o 

Fläche o  + + + o o o o o 

Pflanzen - o  + + o o o ++ o 

Tiere o + +  + o o o + o 

Boden - + + +  o o o o o 

Wasser o + o o +  o o o o 

Klima o + + + o o  o + o 

Luft o o + + o o +  + o 

Landschaft o o ++ o o o + o  + 

Kultur- und 
Sachgüter 

 o o o o o o o o  

- - stark negative Wirkung / - negative Wirkung / o neutrale Wirkung / + positive Wirkung / 
++ sehr positive Wirkung 

 
 
Multifunktionalität: Bei der Planung von Kompensationsmaßnahmen ist generell darauf zu ach-
ten, dass diese multifunktional wirksam sind. Dies bedeutet, dass eine Maßnahme nicht nur 
einem Schutzgut zugutekommt, sondern möglichst immer mehreren Schutzgütern gleichzeitig. 
Auch sollten die jeweiligen Maßnahmen nicht kleinteilig verstreut im Raum liegen, sondern 
vorzugsweise als eine große Komplexmaßnahme ausgearbeitet werden, um eine besonders 
hohe naturschutzfachliche Wirksamkeit auf kleiner Fläche zu erreichen. 
 

2.b.7 Erhaltungsziele und Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete 
Auf Grund der Entfernung von ca. 600 m zum nächsten Natura 2000-Gebiet sind keine Aus-
wirkungen zu erwarten. 
 

2.b.8 Mensch und seine Gesundheit sowie Bevölkerung insgesamt 

2.b.8.1 Immissionen Landwirtschaft 
Dies spielt aufgrund des vorliegenden engen Siedlungscharakters keine Rolle. 

2.b.8.2 Immissionen Gewerbe 
Insbesondere in südlicher Richtung befindet sich großflächig Gewerbe, welches ebenfalls ei-
nen Einfluss auf die Emissions-/Immissionssituation hat 
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Siehe dazu Kapitel 2.a.10.2 und 2.a.10.3 (Schallgutachten Zech 2022). 
 

2.b.8.3 Immissionen Bahntrasse 
Nordöstlich verläuft in wenigen Metern Entfernung parallel zum Geltungsbereich die Bahnstre-
cke 2931 Hamm (Westf.) – Emden RBF, (zuvor bereits als Bahntrasse Rheine/Norddeich be-
nannt). Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissio-
nen (insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Brems-
stäube, elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an 
benachbarter Bebauung führen können. 
 
Siehe dazu Kapitel 2.a.10.2 und 2.a.10.3 (Schallgutachten Zech 2022). 

2.b.8.4 Immissionen Straße 
Durch die angrenzende Landesstraße L39 kommt es zu Emissionen/Immissionen. Siehe dazu 
Kapitel 2.a.10.2 und 2.a.10.3 (Schallgutachten Zech 2022). 
 

2.b.9 Kultur- und sonstige Sachgüter 
Es konnten keine erheblichen Auswirkungen herausgestellt werden. Ein Hinweis auf § 14 
Abs. 1 und 2 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) wurde nachrichtlich in die Begrün-
dung aufgenommen. 

2.c Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und Ausgleich 

2.c.1 Tiere 
Folgende Vorkehrungen zur Vermeidung sind durchzuführen, um Gefährdungen von Tier- und 
Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-RL und von Vogelarten zu vermeiden oder zu mindern. 
Die Ermittlung der Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG erfolgt 
unter Berücksichtigung folgender Vorkehrungen:  

• Vermeidungsmaßnahme V1: Eventuell notwendige Fäll- oder Rodungsarbeiten erfol-
gen nicht in der Zeit vom 1. März bis 30. September (siehe § 39 Abs. 5 BNatSchG), 
zur Vermeidung baubedingter Tötungen oder Verletzungen von Gehölzbrütern unter-
schiedlicher Strukturen. 

• Vermeidungsmaßnahme V2: Ein eventuell notwendiger Gehölzeinschlag ist auf das 
unbedingt erforderliche Ausmaß zu reduzieren, um potenzielle Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten zu erhalten. 

• Vermeidungsmaßnahme V3: Die Herrichtung des Baufeldes (wie das Abschieben des 
Oberbodens) sowie notwendige Arbeiten im Seitenraum von Wegen, Straßen und Grä-
ben erfolgen außerhalb der Brutzeit der auftretenden bodenbrütenden Vogelarten 
(Zeitraum: 1. März bis 31. Juli), zur Vermeidung baubedingter Tötungen oder Verlet-
zungen von Bodenbrütern unterschiedlicher Strukturen.  
Ist ein Einhalten der Bauzeitenbeschränkung nicht möglich, ist vor der Baufeldräumung 
die geplante Baufläche durch geeignetes Fachpersonal auf potenzielle Nester hin zu 
überprüfen. Sollten sich keine Brutstätten im Baufeld befinden, so ist die Herrichtung 
des Baufeldes gestattet. Ruhen die Bauarbeiten innerhalb der Brutzeit länger als zwei 
Wochen, ist eine Wiederaufnahme der Arbeiten erst möglich, wenn keine Brutstätten 
im Baufeld angelegt wurden. Die Baufläche ist durch geeignetes Fachpersonal zu über-
prüfen. Sollten sich keine Brutstätten im Baufeld befinden, so können die Arbeiten fort-
gesetzt werden.  
Notwendige Arbeiten im Seitenraum von Wegen, Straßen und Gräben erfolgen außer-
halb der Brutzeit von Brutvogelarten der Ruderalfluren, Brachen und Gewässer (insbe-
sondere der Gräben), zur Vermeidung der Zerstörung von Gelegen (Zeitraum: 1. März 
bis 31. Juli).  
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Gehölze mit einem Brusthöhendurchmesser über 20 cm sind bei einer Fällung unmit-
telbar vor der Maßnahme durch fledermauskundliches Personal auf eine Besetzung 
durch Fledermäuse zu überprüfen (ökologische Baubegleitung). 

• Vermeidungsmaßnahme V4: Die nächtliche Beleuchtung im Geltungsbereich, insbe-
sondere im Bereich der zukünftigen Stellplatzanlage, ist fledermausfreundlich zu ge-
stalten, damit Tötungen, Verletzungen und Störungen der vorkommenden Fleder-
mausarten vermieden werden. 

2.c.2 Pflanzen, Biotoptypen 
Es wird eine versiegelte Fläche (Einkaufszentrum mit Stellplätzen) überplant. Es soll eine 
„Sonderbaufläche“ gemäß § 4 BauNVO mit der Zweckbestimmung „Einkaufszentrum“ entste-
hen. 
 
Aus der quantitativen Gegenüberstellung des Bestandswertes von 12.514 WE und des Pla-
nungswertes von 7.077 WE geht ein Kompensationsdefizit von 5.437 WE hervor. 
 
Die benötigten Werteinheiten werden aus dem der Gemeinde Salzbergen zur Verfügung ste-
henden Ersatzflächen-Pool an bereits geschaffenen Werteinheiten heraus bilanziert. Die ge-
wählte Fläche (Sal-041 (Fläche-Nr. 20) Bezeichnung: Fläche „Piepel“) liegt in der Gemeinde 
Salzbergen, Flur 27; Flurstück 14/2 an der Devesstraße/Ecke Neuenkirchener Damm. Auf die-
ser Fläche stehen noch 7.946 Werteinheiten zur Verfügung, welche durch die Aufforstung ei-
nes Laubmischwaldes im Jahr 2009 generiert wurden. Die Neuanlage einer Kompensations-
fläche/-maßnahme ist somit nicht notwendig. 
 
Private Grünflächen 
Die südlich im Geltungsbereich vorliegenden Gehölzstrukturen sind als private Grünflächen 
festgesetzt (Bebauungsplan Nr. 106 Parallelverfahren). Hier werden die bestehenden Grün-/ 
Gehölzstrukturen erhalten und ergänzend mit einem Pflanzgebot belegt. 
 

a) Pflanzgebot im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a 
BauGB 

 
Für die festgesetzte " Umgrenzung von Flächen mit Bindung für Bepflanzung und 
für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen" (Pflanz-
gebot) sind im Falle notwendiger Nachpflanzungen nachfolgende Arten zu verwen-
den. 
 
Eberesche Sorbus aucuparia  
Eiche Quercus robur  
Feldahorn Acer campestre  
Hainbuche Carpinus betulus  
Hasel Corylus avellana  
Hunds- Rose Rosa canina  
Kupferfelsenbirne  Amelanchier lamarckii  
Ohrweide Salix aurita  
Rotbuche Fagus sylvatica  
Schlehe Prunus spinosa  
Schwarzer Holunder Sambucus nigra  
Weißdorn Crataegus monogyna  
 
Pflanzmaterial: 
2x verschulte Sämlinge, 80- 120 cm (2j.vS 2/3 80- 120)  
 
Pflanzdurchführung: 
Gruppenpflanzung von jeweils 3- 5 Stück  
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Pflanzverband 1 x 1 m, reihenversetzt  
zweireihige Pflanzung  
  
Pflege: 
Die Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten. Bis zum Abschluss der 3. Vegetati-
onsperiode ist sie zu pflegen (inkl. 2 Mähgänge/Jahr). Eingegangene Gehölze sind 
in der nächsten Pflanzperiode zu ersetzen. Die Pflanzliste kann durch die Untere 
Naturschutzbehörde des Landkreises Emsland erweitert bzw. verändert werden.
  
 

b) Pflanzung von Hochstämmen  
Innerhalb des SO-Gebietes sind je angefangener 10 Einstellplätze mindestens ein 
hochstämmiger Laubbaum zu pflanzen. 

 

2.c.3 Fläche und Boden 
Generell gilt vor dem Hintergrund des Vermeidungs- und Minimierungsgebotes die Versiege-
lung und somit den Flächenverbrauch auf ein absolut notwendiges Maß zu beschränken. Des 
Weiteren sind versiegelte Bereiche im möglichen Umfang zu entsiegeln, zu lockern und eine 
Wiedernutzbarkeit herzustellen. Dem kann auf Grund des zukünftig weiterhin bestehenden 
Versiegelungsanteils innerhalb der Sonderbaufläche (S) und der gemischten Baufläche (M) 
nur bedingt gefolgt werden. 
 
Auf die mit der Bodenversiegelung verbundenen Kompensationserfordernisse wird mit der zur 
Eingriffsregelung beschriebenen Maßnahme reagiert. 
 

• Begrenzung des Baufeldes auf das nötige Maß, Sicherung der Bereiche außerhalb des 
Eingriffs vor Befahrung. 

 

• Sorgfältige Entsorgung der Baustelle von Restbaustoffen, Betriebsstoffen, etc. nach 
Beendigung der Bauphase. 

 

• Durch eine sorgfältige Auswahl und Zulassung der Baustoffe, insbesondere keine bo-
dengefährdenden Stoffe, wird der Eingriff minimiert. Hierdurch lassen sich Schadstof-
feinträge in den Boden verhindern. 

 

• Durch das Ablagern des Mutterbodens kommt es zu nachhaltigen Veränderungen der 
Standortverhältnisse. Zur Minimierung wird der Boden kurzzeitig gelagert und weitge-
hend wieder eingebaut bzw. abtransportiert. 

 
Aus bodenschutzfachlicher Sicht werden die nachfolgenden Hinweise zu den Maßnahmen der 
Vermeidung und Verminderung negativer Bodenbeeinträchtigungen ergänzt. Vorhandener 
Oberboden ist vor Baubeginn abzuschieben und einer ordnungsgemäßen Verwertung zuzu-
führen. Im Rahmen der Bautätigkeiten sollten einige DIN-Normen aktiv Anwendung finden 
(u.a. DIN 18915 Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten, DIN 19731 Verwer-
tung von Bodenmaterial, DIN 19639 Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvor-
haben). Arbeitsflächen sollten sich auf das notwendige Maß beschränken und angrenzende 
Flächen sollten nicht befahren oder anderweitig benutzt werden. Boden sollte im Allgemeinen 
schichtgetreu ab- und aufgetragen werden. Die Lagerung von Boden sollte ortsnah, schicht-
getreu, in möglichst kurzer Dauer und entsprechend vor Witterung und Wassereinstau ge-
schützt vorgenommen werden (u.a. gemäß DIN 19731). Außerdem sollte das Vermischen von 
Böden verschiedener Herkunft vermieden werden. Auf verdichtungsempfindlichen Flächen 
sollten Stahlplatten oder Baggermatten zum Schutz vor mechanischen Belastungen ausgelegt 
werden. Besonders bei diesen Böden sollte auf die Witterung und den Feuchtegehalt im Boden 
geachtet werden, um Strukturschäden zu vermeiden. 
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2.c.4 Wasser 
Auf die Wirkungen durch die zukünftige Bodenversiegelung auf das Grund- und Oberflächen-
wasser soll mit den zur Eingriffsregelung beschriebenen Maßnahmen (Pflanzen, Biotope) re-
agiert werden. 
 
Bezüglich Hochwasserschutz befinden sich keine Hochwasserschutzanlagen bzw. für den 
Hochwasserschutz vorgesehene Flächen im Plangebiet. 

2.c.5 Luft und Klima 
Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel 
entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rech-
nung getragen werden. 
 
Folgende Maßnahmen, die in den Bauleitplänen bestimmt werden, dienen dem Klimaschutz 
bzw. der Anpassung an den Klimawandel: 
 

• Begrünung der nicht überbauten Flächen 

2.c.6 Landschaft 
Die Frei- und Grünflächengestaltung (Einheimische Laubgehölze) sorgen für eine landschafts-
gerechte Einbindung des Geltungsbereiches in das Landschaftsbildgefüge. 

2.c.7 Kultur- und sonstige Sachgüter 
In die Planunterlagen sollte ein Hinweis auf die Meldepflicht von möglichen Bodenfunden auf-
genommen werden. 
 
In dem gekennzeichneten Bereich sind derzeit keine Bau- oder Bodendenkmale im Sinne des 
Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) ausgewiesen. 
 
• Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Boden-

funde gemacht werden, so wird der Fund unverzüglich gemeldet. Diese Fundorte wer-
den bis auf weiteres nicht verändert. 

 

2.d Anderweitige Planungsmöglichkeiten; Gründe für die getroffene Wahl 

Dieser Standort bietet sich an, da hier bereits ein Einkaufszentrum besteht, das maßvoll er-
weitert werden kann und eine ausreichende Flächenverfügbarkeit durch das angrenzende 
Grundstück gegeben ist sowie eine bereits nahezu durchgehende Flächenversiegelung vor-
liegen. Auf diese Weise ist eine zusätzliche Versiegelung nur geringfügig notwendig und der 
Neubau auf der „grünen Wiese“ kann vermieden werden. Dem § 1a des Baugesetzbuches, 
zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden, wird Rechnung getragen. Zudem bietet sich 
hier die zentrale Lage und die gute örtliche und überörtliche Erschließung für die Weiterent-
wicklung der Nahversorgung in der Gemeinde Salzbergen an. 
 
Mit diesem Vorhaben findet die Modernisierung sowie Erweiterung und Ergänzung um weite-
ren Einzelhandel innerhalb des Planungsgebietes statt. 
 
Um Versiegelung zu vermeiden und somit § 1a Abs. 2 BauGB zu entsprechen, findet die Über-
planung auf bereits versiegelter Fläche statt. 
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2.e Beschreibung der erheblichen nachteiligen Auswirkungen, die aufgrund 
der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan (Parallelverfahren) zulässi-
gen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind, 
auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, biologische 
Vielfalt, Natura 2000-Gebiete, Mensch, Gesundheit, Bevölkerung, Kultur- 
und sonstige Sachgüter (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7j) 

Eine Anfälligkeit der nach dieser Bauleitplanung zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder 
Katastrophen gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7j BauGB bzw. Nr. 2e der Anlage 1 zum BauGB ist nach 
derzeitigem Kenntnisstand nicht gegeben. 
 
Unter diesem Punkt erfolgt eine Erfassung von Umwelteinwirkungen, welche die Folge von 
Unfällen oder Katastrophen sind, die von der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung 
Nr. 60 ausgehen können bzw. denen die Flächennutzungsplanänderung Nr. 60 ausgesetzt ist. 
Der Geltungsbereich liegt im Bereich einer versiegelten Fläche im Zentrum der Gemeinde 
Salzbergen. Das Plangebiet wird entsprechend der vorhandenen und zukünftig geplanten Nut-
zung als Sonderbaufläche (S) gem. § 4 BauNVO dargestellt. 
 
Unter Einhaltung aller gesetzlichen Vorgaben und Sicherheitsvorschriften ist keine Relevanz 
für von der Fläche ausgehende Unfälle gegeben. Etwa 200 m südwestlich befindet sich ein im 
Sinne der 12. BImSchV / KAS 18 bekannter Störfallbetrieb, der jedoch nicht in direktem räum-
lichem Zusammenhang mit der Planfläche steht. Gefährdungen durch Hochwasser sind nicht 
zu erwarten. Das Plangebiet liegt außerhalb von Überschwemmungsgebieten. 
 
Im Rahmen der Ansiedlung von Betrieben ist darauf zu achten, dass schädliche Umweltein-
wirkungen und von schweren Unfällen in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf 
ausschließlich bzw. überwiegend dem Wohnen dienende Gebiete so weit wie möglich vermie-
den werden.  
 
Das nächste geschlossene Wohngebiet befindet sich östlich der Planfläche im Abstand von 
ca. 100 m. 
 
Die mögliche Ansiedlung von Betriebsbereichen i.S.d. § 3 Abs. 5a BlmSchG i.V.m. § 2 Nr. 1 
und 2 Störfallverordnung (StörfallV) im Plangebiet und deren potenzielle Auswirkungen sind 
generell zu berücksichtigen. Hierzu steht der Leitfaden Empfehlungen für Abstände zwischen 
Betriebsbereichen nach der Störfall- Verordnung und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen 
der Bauleitplanung - Umsetzung § 50 BlmSchG der Kommission für Anlagensicherheit – KAS-
18 zur Verfügung. Gemäß des KAS-18 beträgt der Achtungsabstand für Stoffe der Abstands-
klasse II 500 m. 
 
Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima, 
Landschaft, Biologische Vielfalt, Natura-2000-Gebiete, Mensch, Gesundheit, Bevölkerung so-
wie Kultur- und sonstige Sachgüter durch schwere Unfälle oder Katastrophen sind nicht zu 
erwarten.  
 

3 ZUSÄTZLICHE ANGABEN (ANLAGE 1 ZIFF. 3 ZUM BAUGB) 

3.a.1 Beschreibung von technischen Verfahren und Schwierigkeiten bei 
der Zusammenstellung (Ziff. 3a) Anlage 1 BauGB) 

Umweltbericht/Eingriffsregelung 
Zur Beurteilung der Planung aus der Sicht von Natur und Landschaft wurde dieser Umweltbe-
richt einschließlich Eingriffsregelung erstellt, der fachlich auf den Landschaftsrahmenplan und 
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eine flächendeckende Biotoptypenkartierung zurückgreift und sich in der Bilanzierung auf die 
„Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen“ des Niedersächsischen 
Städtetages (Stand 2013) beruft. Alle weiteren Punkte wurden verbal- argumentativ unter Be-
rücksichtigung vorhandener Daten und Vergleichswerte abgearbeitet. Für die Biotoptypenkar-
tierung wurde der „Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen“ (Stand März 2021 
(NLWKN 2021)) verwendet. In Bezug auf den Artenschutz wurden Vermeidungsmaßnahmen 
in die Planunterlagen aufgenommen. 
 
Artenschutzrechtliche Einschätzung 
Aus artenschutzrechtlicher Sicht ergeben sich keine besonderen Anforderungen. Es sind die 
Vermeidungsmaßnahmen zu berücksichtigen, um die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 
i. V. m. Abs. 5 BNatSchG nicht zu erfüllen.  
 
Bei allen Arten kann eine dauerhafte Gefährdung der jeweiligen lokalen Populationen unter 
Berücksichtigung der definierten Vermeidungsmaßnahmen V1 bis V4 ausgeschlossen wer-
den, so dass sich der Erhaltungszustand der Populationen in ihrem natürlichen Verbreitungs-
gebiet nicht verschlechtern wird. 
 
Schwierigkeiten bei der Erhebung 
Schwierigkeiten bei der Erhebung der Grundlagen haben sich nicht ergeben. Gleichwohl be-
ruhen viele weitergehende Angaben, wie z.B. die Beeinträchtigung lokalklimatischer Verhält-
nisse durch die Bebauung, auf grundsätzlichen oder allgemeinen Annahmen. So können ein-
zelne Auswirkungen hinsichtlich ihrer Reichweite oder Intensität heute nicht eindeutig be-
schrieben werden, da detaillierte Messmethoden noch nicht entwickelt wurden. Ferner können 
noch nicht absehbare Wechselwirkungen verschiedenster Umweltvariablen entstehen, deren 
Effekte unbekannt sind. 
 
Weiterhin besteht die Schwierigkeit ein komplexes Wirkungsgefüge in kompakter Form dar-
zustellen. Bis zum Abschluss des Verfahrens können sich durch eingehende Stellungnahmen 
neue Fragestellungen ergeben, die entsprechend ihrer Wertigkeit in diesen Umweltbericht ein-
gearbeitet werden. 

3.a.2 Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der er-
heblichen Umweltauswirkungen 

Gemäß § 4c in Verbindung mit der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB umfasst der Um-
weltbericht die Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen 
Auswirkungen des Planungsvorhabens auf die Umwelt. Diese Überwachung wird als Monito-
ring bezeichnet. Für das Monitoring sind die Gemeinden zuständig, wobei genauere Festle-
gungen bzgl. der Überwachungszeitpunkte, der Methoden oder der Konsequenzen den Ge-
meinden freigestellt sind. Zu solchen Überwachungsmaßnahmen können z.B. gehören: Ar-
ten(-schutz-)-kontrollen, Dauerbeobachtung von Flächen, Gewässergütemessungen oder Er-
folgs-/Nachkontrollen von Kompensationsmaßnahmen. Der Schwerpunkt des Monitorings 
liegt lt. Gesetz aber nicht in der Vollzugskontrolle, sondern in der Erkennung von unvorherge-
sehenen nachteiligen Auswirkungen. 
 
Nach § 4c Satz 2 BauGB nutzen die Gemeinden beim Monitoring die Informationen der Be-
hörden nach § 4 Abs. 3 BauGB. Demnach sind die an der Bauleitplanung beteiligten Behörden 
verpflichtet, die Gemeinden über erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Um-
weltauswirkungen zu informieren. 
 
Die Entwicklung der Ersatzmaßnahme wird durch die Stadt nach der Fertigstellung sowie im 
dritten Jahr nach der Fertigstellung der Maßnahme überprüft. Ggf. werden in Abstimmung mit 
der Unteren Naturschutzbehörde ergänzende Maßnahmen festgesetzt (Bebauungsplan im 
Parallelverfahren). 
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3.b Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

In der Gemeinde Salzbergen wird die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 106 sowie die 
60. Änderung des Flächennutzungsplanes „Sonderbaufläche Ortsmitte, Bereich zwischen 
Poststraße, Am Gillenbrink, Bahnlinie und L39“ (Parallelverfahren) erforderlich, um auf die ak-
tuellen städtebaulichen Gegebenheiten reagieren zu können. 
 
Das Plangebiet dieser Bauleitplanung liegt im südöstlichen Randbereich des Ortskernes der 
Ortslage Salzbergen. Das aktuell bereits bestehende Einkaufszentrum soll erweitert/moderni-
siert werden. Die räumliche Eingrenzung des Geltungsbereiches erfolgt durch die südlich ver-
laufende Landesstraße 39, die westlich verlaufende Poststraße und Straße „Am Gillenbrink“ 
sowie nordöstlich durch eine Bahntrassen. 
 
Die Größe des gesamten Geltungsbereiches dieser Bauleitplanung beträgt ca. 1,88 ha und 
stellt sich im derzeit rechtskräftigen Flächennutzungsplan als Fläche für gewerbliche (G) und 
gemischte Nutzungen (M) dar. 
 
Das Plangebiet wird bereits durch ein Einkaufszentrum in Anspruch genommen. Der dement-
sprechend versiegelte Boden kann nach dem Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersach-
sen, Stand März 2021, mit dem Wertfaktor 0 (siehe Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen in der Bauleitplanung, 9. völlig überarbeitete Auflage, 2013, vom Nie-
dersächsischen Städtetag) zugeordnet werden. Ergänzend werden Gehölzstrukturen (Wertig-
keit 2) und angrenzend verlaufende Verkehrsflächen (Wertigkeit 0) mit in die Planung einbe-
zogen. 
 
Als zu untersuchende Umweltauswirkungen im Sinne des § 2 Abs. 4 BauGB, die mit dieser 
Bebauungsplanung vorbereitet werden, sind zu nennen: 

• der Verlust von Boden und Bodenfunktionen durch Versiegelung, 

• damit verbunden ein erhöhter Oberflächenabfluss und 

• eine verringerte Grundwasserneubildungsrate sowie  

• die Veränderung der Lebensräume von Tieren und Pflanzen, 
 
Die Eingriffe in Natur und Landschaft (einschließlich Bodenversiegelung und Veränderung der 
Lebensräume von Tieren und Pflanzen) werden im Umweltbericht unter Berücksichtigung von 
anerkannten Beurteilungsmaßstäben ermittelt und bewertet. Maßnahmen zur Vermeidung, Mi-
nimierung und zum Ausgleich werden im Umweltbericht dokumentiert. 
 
Um die Belange des Artenschutzes zu berücksichtigen, wurden Vermeidungsmaßnahmen be-
nannt. 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass unter Berücksichtigung der Maßnahmen zur Ver-
meidung, Minimierung und zum Ausgleich durch diese Bauleitplanung keine erheblichen nach-
teiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. 
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TEIL III: ABSCHLIEßENDE ABWÄGUNG UND VERFAHREN 
 

5 ABWÄGUNG ZU DEN EINZELNEN STELLUNGNAHMEN 
 
Siehe Anlage. 
 
 

6 ABWÄGUNGSERGEBNIS 
 
Gem. § 1 Abs. 7 BauGB sind die privaten und öffentlichen Belange gegeneinander und unter-
einander gerecht abzuwägen.  
 
Gem. § 1a Abs. 2 und 3 BauGB sind auch der sparsame Umgang mit Grund und Boden so-
wie die Eingriffsregelung (Ausgleich und Ersatz) in die Abwägung einzubeziehen. 
 
Das Gleiche gilt gem. § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB für das Ergebnis der Umweltprüfung. 
 
Die Abwägungsvorgänge sind bereits ausführlich in den Teilen I und II sowie oben unter Teil III 
Ziff. 1 dieser Begründung dargelegt. 
 
Wie die Umweltprüfung gezeigt hat, ergeben sich durch die Planung keine erheblichen Beein-
trächtigungen von Schutzgütern, die nicht ausgeglichen werden können. 
 
Unzumutbare Immissionen wirken nicht auf den Geltungsbereich. Durch entsprechende Kom-
pensationsmaßnahmen wird die Eingriffsregelung beachtet. Die Kompensation wird durch 
Werteinheiten ausgeglichen, welche der Gemeinde Salzbergen bereits aus erfolgten Maßnah-
men vorliegen. Des Weiteren stehen artenschutzrechtliche Belange bei Beachtung bzw. Ein-
haltung der Vermeidungsmaßnahmen nicht entgegen. 
 
Wesentliche andere Belange als die in der Begründung, insbesondere im Umweltbericht dar-
gelegten, sind nicht zu berücksichtigen. Die Gemeinde Salzbergen stellt daher insgesamt die 
Belange der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Wohnbauflächen und Arbeitsplätzen vor 
die anderen Belange, so dass die vorliegende Planung durchgeführt werden kann. Als Abwä-
gungsergebnis ist der Plan unter Berücksichtigung der Abwägungsvorschläge auch in Bezug 
auf den Umweltbericht zu beschließen. 
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7 VERFAHREN 
Die Begründung und der Umweltbericht zur 60. Änderung des Flächennutzungsplanes „Son-
derbaufläche Ortsmitte, Bereich zwischen Poststraße, Am Gillenbrink, Bahnlinie und L39“ 
wurde ausgearbeitet von der: 
 
regionalplan & uvp planungsbüro peter stelzer GmbH, Grulandstraße 2, 49832 Freren 
 
Freren, den __.__.____ ..................................…........ 
 (regionalplan & uvp) 

im Einvernehmen mit der Gemeinde Salzbergen 
 
Salzbergen, den __.__.____ ..................................…........ 
 Bürgermeister 

 

 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Salzbergen hat in seiner Sitzung am __.__.____ 
dem Entwurf dieser Flächennutzungsplanänderung nebst Begründung mit Umweltbericht zu-
gestimmt und die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 
 
Salzbergen, den __.__.____ ..................................…........ 
 Bürgermeister 

 

 
Der Entwurf dieser Flächennutzungsplanänderung nebst Begründung mit Umweltbericht hat 
gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom __.__.____ bis zum __.__.____ öffentlich ausgelegen. 
 
Salzbergen, den __.__.____ ..................................…........ 
 Bürgermeister 

 

 
Der Rat der Gemeinde Salzbergen hat diese Flächennutzungsplanänderung nach Prüfung der 
Bedenken und Anregungen gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB am __.__.____ als Sat-
zung (§ 10 Abs. 1 BauGB) sowie die Begründung mit Umweltbericht beschlossen. 
 
Salzbergen, den __.__.____ ..................................…........ 
 Bürgermeister 


